
“Wir sitzen alle im selben 
Boot” ist die Botschaft der 
Regierenden und Herr-
schenden in der Pandemie. 
Doch die Realität ist, dass 
der große Teil der Weltbe-
völkerung für diese Kri-
sen zahlen soll, während 
die Reichen sogar profitie-
ren. Während der Pande-
mie hat sich die Konzen-
tration von Reichtum in 
den Händen einer winzi-
gen Minderheit noch ver-
stärkt.

Die hundert reichs-
ten Menschen in Öster-
reich sitzen auf mehr als 
200 Milliarden Euro, das 
sind 10 % des gesamten 

Vermögens. Der Milliar-
där Stefan Pierer hat für 
KTM 11 Millionen Euro 
Corona-Hilfen bekom-
men, Dividende von 11,2 
Millionen ausgeschüt-
tet und die Vorstands-
gehälter um 30% erhöht. 
Schon 2019 verdiente ein 
ATX-Vorstand im Schnitt 

das 57-Fache eines mitt-
leren Einkommens in 
Österreich, 2020 stiegen 
die Millioneneinkom-
men um 4%! Konzerne 
wurden gerettet, Ama-
zon, die Pharmaindus-
trie & Co, haben massiv 
von Corona profitiert.

Währenddessen ist die 
Arbeitslosigkeit wei-
ter hoch, Beschäftig-
te sind nach wie vor in 
Kurzarbeit, viele wa-
ren massiven Mehrfach-
belastungen ausgesetzt. 
Die Kolleg*innen im Ge-
sundheits- und Sozial-
bereich sollen nicht ein-
mal alle den ohnehin viel 

zu niedrigen Corona-Bo-
nus bekommen. Jedes 
fünfte Kind in Österreich 
lebt in Armut, 21% der 
Alleinerziehenden sind 
armutsgefährdet. Das 
aktuelle Gejammer der 
Unternehmen, sie wür-
den keine Arbeitskräf-
te finden, zeigt die gan-

ze Absurdität: Sie wollen 
einfach keine Löhne/Ge-
hälter zahlen, von denen 
ein menschenwürdiges 
Leben möglich ist.

Es bringt nichts, an das 
“gute Gewissen” dieser 
Reichen und Superrei-
chen zu appellieren oder 
wie die Gewerkschaft zu 

“erklären”, dass sie bei 
höheren Löhnen von der 
gesteigerten Kaufkraft 
profitieren würden. Das 
kapitalistische System 
braucht diese Ungleich-

heit! Doch es sieht sich 
wachsendem Widerstand 
gegenüber: Weil Corona 
gezeigt hat, wer wirk-
lich wichtig ist und wie 
unfähig dieses System 
und seine Politik ist, gärt 
die Wut - und explo-
diert immer wieder. Die 
Beschäftigten in Pflege, 
Spital und Bildung, bei 
Amazon und im Handel 
können und wollen sich 
diese Ungerechtigkeiten 
nicht mehr gefallen las-
sen!

Sarah Moayeri

Die SLP fordert:
 F Für eine betriebliche 
und gewerkschaft-
liche Protestwelle: 
Corona-Abgabe 
für Superreiche zur 
Finanzierung von 
Bildung, Gesundheit 
und Sozialem!
 F Gemeinsam kämpfen 
gegen das kapitalisti-
sche Profitsystem und 
für eine sozialistische 
Demokratie!
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(Keine) Angst vor Herbert Kickl
Die Wahl Herbert Kickls zum FPÖ-Chef ist eine 
Bedrohung. Das zeigt ein Blick auf die bisheri-
ge „Arbeit“ des Propagandameisters, der trotz 
Rhetorik von der „sozialen Heimatpartei“ kein 
Freund der Arbeiter*innen ist. Der beste Kampf 
gegen den rechten Scharfmacher sind soziale Be-
wegungen und Klassenkämpfe, erklärt Lukas 
Kastner.                          Seite  2 

Irland: Nach dem Arbeitskampf 
13 Monate dauerte der Kampf bei Debenhams in 
Irland und ist ein Lehrstück für Arbeiter*innen, 
die um ihre Rechte kämpfen. Wie agierte die 
Geschäftsführung, wie der Staat, wie die Ge-
werkschaft? Über die Kampfbereitschaft der 
Kolleg*innen und ihre Aktionen trotz Corona – 
und wie die irische Schwesterorganisation der 
SLP den Kampf aktiv unterstützte.                  Seite   12

Schwerpunkt
Der Konflikt zwischen den 
USA und China führt zu 
technologischem Wettrüs-
ten und Kampf um wirt-
schaftliche Vorherrschaft, 
Märkte und Ressourcen. 
Auch militärische Kon-
flikte drohen.      Seiten 7-10

Gerechtigkeit wird nicht 
geschenkt, die müssen
wir uns erkämpfen!
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Von Sonja Grusch  Seit Mona-
ten dominieren die ÖVP-Ma-
chenschaften die Schlagzei-
len. Zusätzlich hängt der Ko-
alitionsfrieden immer öfter 
schief. Was die Regierung zu-
sammenhält sind zu erwar-
tende Verluste bei Wahlen und 

das Fehlen koalitionärer Alternativen. Aber abgese-
hen davon, WANN die Regierung zum Ende kommt 
und WANN Kurz ersetzt wird, muss doch klar sein: 
Es kommt nichts wesentlich besseres nach!

Die türkise Kurz-Partie erinnert immer stärker an 
die Haidersche Buberlpartie (wenn auch diesmal ein 
paar Frauen dabei sind, die aber um nichts besser 
sind). Aber der Glaube, sich und seine Freund*innen 
per Selbstbedienung versorgen zu können, ist keine 
türkise Erfindung. Korruption und Freunderlwirt-
schaft - die illegalen bzw. schmuddeligen Geschwis-
ter des Lobbyismus - gab es vorher und wird es auch 
danach geben. Ich würde mal die These aufstellen: 

Alteingesessene Politiker*innen sind da vielleicht 
erfahrener dabei als die junge Truppe, aber nicht 
qualitativ besser.

Die Schwäche der Opposition ist Ausdruck der 
Tatsache, dass sie es nicht viel anders machen würde, 
inklusive Kürzungen und rassistischer Politik. Wer 
glaubt, dass die SPÖ oder die Neos hier einen quali-
tativen - also grundlegenden - Unterschied machen 
würden, soll einen Blick nach Wien, ins Burgenland 
oder nach Salzburg wagen. Wer einen Vertreter die-
ses Systems mit einem oder einer anderen ersetzt, 
bekommt nur eine andere Version derselben Poli-
tik. Ja, mit Unterschieden in den Details, aber nicht 
in der großen Linie. Wer also wirklich eine grund-
legend andere Politik will, darf sich freuen über die 
Aufdeckungen rund um Kurz & Co - muss dann aber 
schon selbst was tun, sich organisieren und den 
Kampf für echte Verbesserungen selbst in die Hand 
nehmen. Die Ansatzpunkte dafür nehmen zu, nicht 
nur im Gesundheits- und Sozialbereich. Denn ein 
Kreuzerl am Stimmzettel wird die Welt nicht retten…

Bei einem Blick auf Kickls 
„Arbeit“ kann einem schon 
mal das Kotzen kommen. 
So war er u.a. für antise-
mitische Aussagen gegen 
den Vorsitzenden der Isra-
elitischen Kultusgemeinde, 
Ariel Muzikant, verant-
wortlich. Dem folgten vor 
Blut-und-Boden-Ideolo-
gie triefende Aussagen wie 
2010 in Wien: "Mehr Mut 
für unser Wiener Blut - zu 
viel Fremdes tut selten gut". 
Auch vor der Zusammen-
arbeit mit faschistischen 
Organisationen, wie beim 

Kongress der „Verteidi-
ger Europas“ 2016 oder den 
Corona-Demos, scheut er 
nicht zurück. Die Unter-
lagen zu ersterem wurden 
während seiner Zeit als In-
nenminister 2018 im Zu-
ge einer Razzia beim Ver-
fassungsschutz beschlag-
nahmt. Auch in der Öffent-
lichkeit spielt er gern mit 
Begriffen der Nazis (Stich-
wort „Flüchtlinge kon-
zentrieren“). Kickl mobi-
lisiert die Straße, möchte 
aber auch an die Macht, ein 
schwieriger Spagat. 

Propagandameister 
Herbert Kickl

Nicht Freund, 
sondern Feind

Regierung:
Kurz vor dem Ende?
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Kickl präsentiert sich gerne 
als sozialer Vertreter der 
Arbeiter*innen und schuf 
wohl auch das Etikett 

„Soziale Heimatpartei“. 
Nichts ist ferner von der 
Wahrheit entfernt. Als In-
nenminister war er für die 
Verteilung lukrativer Pos-
ten an „die eigenen Leute“ 
bekannt. Als Regierungs-
mitglied war er für Maß-
nahmen wie die Einfüh-
rung des 12 Stundenta-
ges oder die Kürzung der 
Mindestsicherung verant-
wortlich. Der Unfallversi-

cherung wurden 430 Mil-
lionen gestrichen, damit 
Unternehmer*innen bei 
den Versicherungsbeiträ-
gen für Beschäftigte spa-
ren können. Hinzu kom-
men u.a. die Streichung 
der Aktion 20.000 und die 
Kürzungen des AMS-Bud-
gets auf Kosten von Ar-
beitsuchenden. Die Per-
son Kickl ist Ausdruck 
der radikalsten Form des 
Wahnsinns im Kapitalis-
mus und ganz klar kein 
Freund, sondern ein Feind 
der Arbeiter*innenklasse.    

Die Wahl Herbert Kickls 
zum FPÖ-Chef ist für    
alle Antifaschist*innen, 
Migrant*innen, Frauen 
und LGBT+ Personen al-

les andere als ein Grund 
zur Freude. Sie bedeu-
tet klar einen Sieg jenes 
Teils der Partei, welcher 
mit faschistischen Kräf-
ten – wie den Identitären 
– auch in der Öffentlich-
keit kein Problem hat. Die 
rassistische, sexistische 
und homophobe Het-
ze der FPÖ wird sich un-
ter „Scharfmacher“ Kickl 
nochmals verstärken. In-
folge seiner Amtszeit als 

Innenminister und des 
Einflusses der FPÖ be-
stehen auch enge Ver-
bindungen zu Polizei und 
Abschiebeapparat. 

Doch zeigt Manfred 
Haimbuchners Verlassen 
jener Präsidiumssitzung, 
die Kickl dem Parteitag als 
Chef vorschlug, dass in der 
FPÖ Uneinigkeit herrscht. 
Die Karrierist*innen, die 
sich mehr an Großkapital 
und ÖVP anbiedern wollen, 
anstatt auf (Schein-)Oppo-
sition zu setzen, mögen ge-
schwächt sein. Doch spä-
testens sobald eine Regie-
rungsbeteiligung und die 

damit verbundenen Fut-
tertröge wieder erreichbar 
sind, werden sich die Kon-
flikte um Linie und Pos-
ten wieder zuspitzen. Noch 
wichtiger ist jedoch: Dort, 
wo Proteste für Jobs und 
soziale Verbesserungen 
(z.B. bei MAN) oder gegen 
Rassismus, Sexismus oder 
Homophobie geführt wer-
den, ist für die FPÖ nichts 
zu holen. Die rechte Het-
ze von Kickl & Co. erfüllt 
für den Kapitalismus v.a. 
den Zweck, von Klassen-
kämpfen abzulenken. Da-
her muss der Kampf gegen 
rechts mit jenem für sozia-
le Gerechtigkeit verbunden 
werden. Und da es die im 
Kapitalismus nicht gibt, ist 
der effektivste Kampf gegen 
rechts gleichzeitig jener für 
eine sozialistische Gesell-
schaft. 

Lukas Kastner

Vor allem soziale Bewegungen 
und Klassenkämpfe können 
FPÖ-Chef Kickl zu Fall bringen.

(Keine) Angst vor Herbert Kickl
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An manche Schweinerei-
en hat man sich schon so 
gewöhnt, dass sie ganz 
normal wirken. So etwa 
der Fonds Soziales Wien 

(FSW). Die gutgeölte PR-
Maschine lässt glauben, 
es handle sich um eine öf-
fentliche Einrichtung - 
das Dach des kommunalen 
Sozialbereichs, das immer 
schon da war. Tatsächlich 
ist der FSW eine privat-
wirtschaftliche Organisa-
tion, die von der Wiener 
SPÖ 2000 geschaffen wur-
de. Ab 2004 wurden dem 
FSW zunehmend „Kom-
petenzen“ im Bereich So-
ziales übergeben: Der ge-
samte Wiener Sozialbe-

reich wurde immer weiter 
privatisiert. Der FSW kon-
trolliert das Leistungsan-
gebot, die Vergabe und die 
Finanzierung.

Um FSW-finanzier-
te „Projekte“ konkurrie-
ren Privatunternehmen, 
die sich gegenseitig bei 
den Kosten (also Löhnen, 
Arbeitsbedingungen und 
Qualität) unterbieten, um 
den Zuschlag zu bekom-
men. So baut der FSW sei-
ne Macht aus – und ist da-
bei keineswegs weniger 
bürokratisch als öffentli-
che Strukturen, denn die 
immer repressivere Ver-
gabe von Sozialleistungen 
erfordert einen unglaub-

lichen Mehraufwand. 
Keine Spur von „Wien 
ist anders“ - tatsächlich 
zeigt die Geschichte des 
FSW, wie die Wiener SPÖ 

klassisch neoliberale So-
zialpolitik macht: Priva-
tisierung, Kürzung, Re-
pression. 

Die Gewerkschafts-
strukturen funktionie-
ren – aufgrund des Wür-
gegriffs der SPÖ – in die-
sem Bereich besonders oft 
als verlängerter Arm von 
Politik und Unterneh-
mensführung. Dennoch 
wächst Widerstand, der 
sich nicht „outsourcen“ 
lässt. Seit Jahren kommt 
es bei KV-Verhandlun-

gen im Sozialbereich zu 
Streiks. Gegen konkre-
te Kürzungen (siehe un-
ten) gibt es Demonstra-
tionen von Betroffenen 
und Beschäftigten wie 
beim Haus Erdberg, auch 
Streiks wie beim Not-
quartier Gudrunstraße 
werden wir in Zukunft 
öfter sehen. Zentral bei 
diesen Kämpfen sind Ba-
sisinitiativen kämpferi-
scher Beschäftigter wie 
„Sozial aber nicht blöd“ 
oder „Initiative Sommer-
paket“. Sie bauen Druck 
auf die zuständigen Ge-
werkschaften auf, oh-
ne sich von den bürokra-
tischen Spitzen bremsen 
zu lassen. Solche Kämp-
fe brauchen wir, um ein 
öffentliches Sozialsystem 
für Menschen statt Profite 
zu gewinnen.  

Sebastian Kugler

Die immer radika-
ler werdenden Corona-
Schwurbler*innen sind 
zunehmend gewaltbereit 
und rechts wie der Fall 
von Ex-Soldat*innen wie 
“Anna Lena” zeigt. Die-
se tauschen sich in Tele-
gram-Gruppen über den 
Bau von Bomben und 
darüber, Gegner*innen 
umzubringen, aus. 
Rechtsextreme in Ar-
meen sind keine Ein-
zelfälle. Immer wie-
der gibt es Berichte über 
“verschwundene” Waf-
fen und Munition beim 
Bundesheer, mindestens 
38 Fälle seit 2010 sind 
bekannt. Es ist nahelie-
gend, dass das im Zu-
sammenhang mit rech-
ten Netzwerken steht.

Ähnliches berich-
tete die deutsche Taz 
2018: “Polizisten, Sol-
daten, Reservisten, Be-
amte und Mitarbei-
ter des Verfassungs-
schutzes“ sind vernetzt 
und arbeiten auf einen 
„Tag X“ hin. Das Ziel: 
“Politiker*innen und 
Menschen aus dem lin-
ken Spektrum festzu-
setzen oder zu liqui-
dieren.” Der Kopf die-
ses Netzwerks innerhalb 
der deutschen Bundes-
wehr war Mitglied des 
Kommandos Spezial-
kräfte der Bundeswehr 
in Calw. “Er ist Grün-
der und Vorsitzender ei-
nes Vereins, in dem sich 
Elitekämpfer organi-
sieren.” (Taz) und ver-
sorgte die Gruppe mit 
Informationen und La-
gebildern. Genauso wie 
Marco D., Distriktleiter 
Süd von “Uniter”, einem 
rechtsextremen “Verein 
ehemaliger Elitekämp-
fer aus Militär und Poli-
zei” (Focus). 2020 gab es 
Berichte aus Frankreich 
über Ex-Generäle, die in 
einem offenen Brief vor 
einem “Zerfall Frank-
reichs und einem dro-
henden “Bürgerkrieg” 
(SRF) warnen. Das Mi-
litär bekommt offene 
Unterstützung von Ma-
rine Le Pen. Hierzulan-
de ist die Mitgliedschaft 
bei den neofaschisti-
schen Identitären kein 
Grund für eine Sperre 
vom Bundesheer... 
                                    Katja

Der rechte Rand

Viele Kürzungen passie-
ren still und heimlich. Die 
Pflegegeld-Ergänzungs-
leistung für Persönliche 
Assistenz (PA) für Men-
schen mit Behinderung 
wurde seit ihrer Einfüh-
rung 2008 nicht erhöht – 
was inflationsbedingt eine 
Kürzung von 20% darstellt. 
Die Initiative „Persönliche 
Assistenz ist mehr wert!“ 
wirft dem FSW vor, dem 
nichts entgegenzusetzen 
und PA zu vernachlässigen. 
Auf den Bund ausreden ist 
zu wenig!

Unsichtbar wird der Sozi-
alabbau auch, wenn man 
ihn wortwörtlich ver-
drängt: So ließ der FSW 
im Oktober das Notquar-
tier für Obdachlose in der 
Apollogasse schließen, um 
Platz für Gentrifizierungs-
Projekte zu schaffen. Im 
Frühling folgte das letz-
te zentrumsnahe Quar-
tier in der Gudrunstraße. 
Die verbliebenen Quartie-
re befinden sich am Stadt-
rand. Unsozial und ange-
sichts der Pandemie fahr-
lässig!

Was nicht vertuscht oder 
verdrängt werden kann, 
wird vor sich hergescho-
ben. Aufgrund der Pan-
demie – aber auch wegen 
der Proteste von Beschäf-
tigten – verlängerte der 
FSW sein „Winterpaket“ 
im Obdachlosenbereich. 
Doch das auch nur bis Au-
gust. Betroffene und Be-
schäftigte müssen ständig 
Angst haben, bald wieder 
auf der Straße zu stehen 
bzw. zu schlafen. Mehr 
Öffentlicher Wohnbau? 
Fehlanzeige!

Bei den letzten PersonalA-
ber auch ganz konkret zeigt 
der FSW seine Zähne: Mit 
dem Argument, es sei nicht 
mehr „kostendeckend“ 
weiterzuführen, schloss der 
FSW im Juni das Flücht-
lingsquartier in Erdberg 
komplett, nachdem be-
reits im Herbst ein Teil zu-
gesperrt wurde. Die ca. 200 
Bewohner*innen werden 
nun mitten in der Pande-
mie in anderen Quartie-
ren in Mehrbettzimmer ge-
zwängt. Auch Jobs werden 
so letztlich vernichtet.

Überall wird gekürzt und gestrichen

Der Fonds Soziales Wien (FSW) ist ein Paradebeispiel 
neoliberaler Politik.

FSW: Faktischer Sozialabbau in Wienkl
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Das Wirtschaftsforschungs-
institut (WIFO) prognos-
tiziert für 2021 und 2022 
ein kräftiges Wachstum 
von 4% bzw. 5%. Getrie-
ben wird dieses v.a. von der 

Industrie, hier soll die Pro-
duktion dieses Jahr sogar 
um 9,2% zulegen.

Natürlich klingt das gut. 
Aber als Beschäftigte soll-
ten wir nicht erwarten, 
dass dieser Aufschwung 
automatisch auch bei uns 
ankommt. Bosse und Re-
gierung haben zuletzt 
während der Corona-Kri-
se gezeigt, dass sie ohne 
Druck gar nichts tun, um 

die Bedingungen für Be-
schäftigte zu verbessern.

Erste Stimmen aus der In-
dustrie fordern schon 
wieder “moderate” Lohn-

abschlüsse bei den kom-
menden KV-Runden, um 
den Standort zu sichern. 
Und brav hat sich die Ge-
werkschaftsführung auch 
trotz voller Bücher mit 
niedrigen Abschlüssen 
zufriedengegeben (Holz-
verarbeitende Industrien, 
Textilindustrie, Papierin-
dustrie Erhöhungen von 
ca 2%). Aktuell gibt es für 
die Lohnverhandlungen 

im Herbst Ankündigun-
gen aus dem ÖGB, für ho-
he Abschlüsse zu kämp-
fen. Aber dafür braucht 
es mehr als schöne Wor-
te oder Verhandlungsge-
schick. Es braucht eine of-
fensive Mobilisierungs- 
und Kampfstrategie der 
Gewerkschaften, um hohe 
Abschlüsse zu erkämpfen. 

So eine Offensive ist 
nicht nur wichtig, um uns 
zu holen, was uns zusteht, 
sondern auch, weil wir  da-
von ausgehen müssen, dass 
dieser Aufschwung nur 
von relativ kurzer Dau-
er sein wird. Gerade dann 
brauchen wir auch kamp-
ferfahrene Kolleg*innen, 
die verhindern, dass die 
Kosten der Krise auf uns 
abgeladen werden. 

Beide Artikel von 
Christoph Glanninger

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Ein heißer Herbst ist nötig!

Das MAN-Werk in Steyr 
wurde vom VW-Konzern 
an den (mit ihm verbun-
denen) Investor Siegfried 
Wolf verkauft, nachdem 
eine große Mehrheit der 
Beschäftigten in einer 
Urabstimmung gegen den 
Ausverkauf votiert hat-
te. Nicht nur spricht Wolf 
den Beschäftigten ab, sich 
auf freier Basis klar ent-
schieden zu haben. Er 
meint frech, sie „arbeiten 
zu teuer“. Wolf versucht 
nun, Gehälter und Löhne 
um 15% zu drücken, um 
die in den kommenden 

Jahren sicher machbaren 
Profite zu erhöhen, bis es 
endgültig zur Standort-
verlagerung kommt. Er 
kündigt nun „Einzelge-
spräche“ an: „Weil wir 
mit jedem Einzelnen ei-
ne maßgeschneiderte 
Lösung finden müssen.“ 
Dies ist eine Drohung, der 
die Kolleg*innen geeint 
entgegentreten sollten. 
So hat jede/r das Recht, 
bei einem Gespräch mit 
Vorgesetzten/Betriebs-
inhaber von einem Be-
triebsrats-Mitglied oder 
einem/r Kollegen/in des 

Vertrauens begleitet zu 
werden. Wenn Gewerk-
schaft bzw. Betriebsrat 
diese individuelle Ein-
schüchterung nicht ver-
hindern, dann sollten die 
Kolleg*innen ihre Noti-
zen der Gespräche sam-
meln und den anderen 
gegenüber veröffentli-
chen. So sinkt die Chan-
ce, dass Wolf die einen 
gegen andere ausspie-
len kann und Kürzun-
gen, „Einvernehmliche“ 
und Anspruchs-Verzicht 
(„Sta ndortsicher u ng“) 
durchbringt.

Beim GPA-Bundesforum am 
6. und 7. Juli wurden 2 An-
träge von SLP-Mitglie-
dern eingebracht. Einer 
forderte, den 8. März zum 
Kampftag für Frauenrech-
te zu machen. Dieser wur-
de in völlig zahnloser Form 
zur Annahme als Resoluti-
on empfohlen (Was heißt: 
Wir beschließen und tun 
dann nichts). Alle kon-
kreten Vorschläge (darun-
ter eine echte Kampagne 
auch in den Gewerkschaf-
ten sowie betriebliche Ak-
tionen am 8.3.) wurden 
gestrichen und durch all-

gemeine Willensbekun-
dungen ersetzt. Ein An-
trag unterstützt die Kam-
pagne von Sozial aber nicht 
blöd für einen Coronabo-
nus von 250.-, mehr Per-
sonal und mehr Urlaub im 
Sozial- und Gesundheits-
bereich. Dieser wurde ab-
gelehnt, weil die Forde-
rungen im Widerspruch zu 
den Forderungen der Ge-
werkschaft Vida (die we-
niger fordert) stünden – 
anstatt zu sehen, dass bis-
her die Forderungen hinter 
den Notwendigkeiten zu-
rückbleiben.

Gute Wirtschaftsprognosen und 
volle Auftragsbücher für gewerk-
schaftliche Offensive nutzen!

Wir zahlen nicht 
für eure Krise 
Arbeiter*innen haben wäh-
rend der Pandemie Un-
glaubliches geleistet. Nicht 
nur in systemrelevanten 
Bereichen wie Gesundheit 
und Soziales, Supermarkt 
& Co., sondern auch dar-
über hinaus haben fast al-
le unter enorm erschwer-
ten Bedingungen gearbei-
tet. Von Regierung und 
Bossen kam der Aufruf, 
man müsse jetzt zusam-
menhalten und alles ge-
meinsam durchstehen - 
dem die Gewerkschafts-
führung auch brav folgte. 
Aber während Beschäftig-
te oft weit über ihre Belas-
tungsgrenzen hinaus ge-
arbeitet haben, haben Fir-
men die Situation genutzt, 
um ihre Profite auf dem 
Rücken der Belegschaften 
zu sichern. Konzerne wie 
MAN oder Swarovski ha-
ben Standorte geschlossen 
oder Stellen abgebaut. An-
dere Firmen haben Kurz-
arbeitsgeld beantragt, 
aber trotzdem voll weiter-
arbeiten lassen. Betriebs-
rat Thomas Hauer berich-
tet, dass das Arbeitspen-
sum massiv erhöht wurde 
- ohne Anzeichen für ei-
ne Rücknahme. Zahlrei-
che Beispiele zeigen, wo 
Chefs die Situation genutzt 
haben, um Arbeitsrecht zu 
umgehen.

Die Bundesregierung 
steht hier fest an der Sei-
te von Unternehmen und 
setzt nochmal einen drauf. 
Z.B. senkt sie nach dem 
Hygiene Austria-Skandal 

die Strafen für Lohndum-
ping! In der Pandemiebe-
kämpfung gab es fast kei-
ne Einschränkungen für 
Firmen (keine Ausweitung 
der Pausen wegen Mehr-
belastung, keine Tests am 
Arbeitsplatz, kein Recht 
auf Home Office), wäh-
rend es im Privaten mas-
sive Einschränkungen gab. 
Auch bei Home Office und 
Home Schooling muss-
ten Eltern durch Doppel-
belastung die geschlosse-
nen Schulen ausgleichen 
und trotzdem voll arbei-
ten. Die aktuellen Vorstö-
ße des Arbeitsministers 
mit dem Ziel, die Bedin-
gungen für Arbeitslose zu 
verschärfen, zeigen, dass 
diese Mehrfachbelastung 
in die Normalität verlän-
gert werden soll.

Sowohl Konzerne als auch 
Einzelunternehmen ha-
ben in den letzten Mo-
naten eindeutig klarge-
macht: Sie werden jede 
Situation für ihre Profite 
ausnutzen. Und sie haben 
während der Corona-Kri-
se gesehen, mit wie viel sie 
ohne Widerstand der Ge-
werkschaftsführung da-
vonkommen. Wir können 
davon ausgehen, dass die 
Bosse mit Rückendeckung 
der Regierung auch künf-
tig versuchen, Arbeits-
rechte abzubauen - umso 
dringender notwendig ist 
eine offensive Antwort auf 
diese Vorstöße durch die 
Arbeiter*innenbewegung.

Q Wolf im Wolfspelz Q GPA-Bundesforum

t

Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft
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Onlyfans – die Plattform gibt 
es seit 2016 und der Grün-
der Tim Stokley ist mitt-
lerweile milliardenschwer. 
Zum Höhepunkt der Co-
rona-Krise haben sich al-

le 24 Stunden 500.000 neue 
Nutzer*innen angemel-
det. Onlyfans ist eine sozi-
ale Plattform, auf der alles 
Mögliche an Content zu fin-
den ist. Vor allem aber nut-
zen User*innen die Platt-
form, um erotische und 
pornographische Inhalte 
hochzuladen oder zu kon-
sumieren. Dabei versucht 
Onlyfans, sich gezielt von 
anderen Pornoplattformen 

abzugrenzen, indem sie den 
Nutzer*innen hohe Ein-
nahmen und Selbstbestim-
mung über die geposteten 
Inhalte verspricht. So rosig 
sich die Plattform versucht 

zu verkaufen, ist die Reali-
tät dahinter oft eine bitte-
re. Besonders in der Pan-
demie, wie in anderen ka-
pitalistischen Wirtschafts-
krisen, wo vor allem junge 
Frauen in wirtschaftliche 
Not geraten, können wir ei-
nen Boom der Sexindustrie 
und eine Verlagerung auf 
Online-Plattformen beob-
achten. Onlyfans wird von 
vielen Nutzer*innen durch 

den Mangel an Jobalternati-
ven als ein Verdienst neben 
Schule oder Studium ge-
sehen. Sich einen Account 
zu machen und einzustei-
gen ist verhältnismäßig 
leicht. Abgesehen davon, 
dass die realen Einnahmen 
von User*innen eher gering 
sind, sind User*innen oft 
enorm psychischem Druck 
durch die hohe Konkurrenz 
ausgesetzt. Das Problem 
dabei ist, dass Nutzer*innen 
sich logischerweise nach 
ihren Käufer*innen richten 
müssen und somit auch der 
Druck steigt, immer mehr 
und immer “extremeren” 
Content zu produzieren. 
Dabei versucht Onlyfans, 
User*innen durch eine Lo-
gik von „Was ist so schlimm 
daran, mit Pornographie 
dein Geld zu verdienen, in 
anderen Jobs verdienst du 

eh weniger!“ dazu zu brin-
gen, wirtschaftliche und 
strukturelle Probleme von 
frauenspezifischer Ausbeu-
tung einfach zu akzeptie-
ren. 

Wenn wir die Sexindus-
trie ablehnen, geht es uns 
nicht darum, zu morali-
sieren oder Nutzer*innen 
zu verurteilen, sondern ein 
System anzuprangern, das 
die Betrachtung von Frau-
enkörpern und Sexuali-
tät als Ware normalisiert 
und davon profitiert. Oft 
wird argumentiert, dass 
Nutzer*innen sich freiwil-
lig dazu entscheiden wür-
den, auf der Plattform aktiv 
zu sein. Leider ist aber die 
Frage von Freiwilligkeit im 
Kapitalismus immer relativ, 
vor allem wenn es kaum an-
dere, gute Jobalternativen 
gibt. Onlyfans reproduziert 

ein sexistisches Weltbild, in 
dem Frauen und LGBTQI+ 
Personen für Männer ver-
fügbare Sexobjekte sein sol-
len und der Kauf ihrer Kör-
per normalisiert wird. 

Als sozialistische 
Feminist*innen treten wir 
immer für die Interessen 
von Sexarbeiter*innen ein. 
Aber wir sehen den Kampf 
um soziale Verbesserun-
gen als zentrales Mittel, da-
mit sich niemand gezwun-
gen sieht, auf Plattformen 
wie Onlyfans zu gehen und 
kämpfen dafür, dass die 
wahren Profiteure der Se-
xindustrie, die wie bei On-
lyfans “sexuelle Offenheit” 
heucheln, aber in Wirk-
lichkeit mit der Kommer-
zialisierung von Sexualität 
Profit machen, zur Rechen-
schaft gezogen werden.

Kajal Valad

Onlyfans: Fortschrittliche Pornographie?

Onlyfans ist ein leichter 
Einstieg in die Pornoindustrie und 
damit ein Wolf im Schafspelz.

Die Grüne Judith Pührin-
ger, (nicht amtsführende) 
Stadträtin in Wien, warnt 
uns vor neoliberaler Bil-
dungspolitik: Der NEOS-
Bildungsstadtrat kürzt bei 
den Wiener Pflichtschu-
len! Doch die Grünen wer-
den dagegen etwas tun; so-
weit die Aussendung. In 
welchem Universum lebt 
Frau Pühringer? Warum 
beschäftigt sie der Um-
stand nicht, dass ihre Par-
tei seit eineinhalb Jahren 
brav die Beiwagen-Rolle in 
der neoliberalen ÖVP-do-

minierten Bundesregierung 
spielt? Von den in der Ver-
gangenheit erfolgten Kür-
zungen unter Federfüh-
rung der Grünen in Wien 
ganz zu schweigen. Schon 
im Jänner 2020 zerlegte 
die Lehrer*innen-Vereini-
gung ÖLI-UG die angeb-
liche „grüne Handschrift“ 
im Bildungsprogramm der 
Regierung: „In vielen Tei-
len unterscheidet sich das 
Bildungsprogramm 2019 
nämlich nicht von jenem 
der Türkis-Blauen Regie-
rung von 2017.“ Anfang 2021 

schärft sie die Kritik nach: 
„bildungspolitisches Desas-
ter“. Da inhaltlich zwischen 
Grünen und NEOS die Un-
terschiede mit der Lupe zu 
suchen sind, wird halt mit 
Illusionen und dreistem 
Vorgaukeln gearbeitet. Die 
von Kürzungen Betroffenen 
müssen gegen jede dieser 
bürgerlichen Parteien aktiv 
werden und den Schmäh 
vom „kleineren Übel“ end-
lich vergessen. Die Grünen 
sind Teil des großen Übels, 
ob im Bund oder auf Lan-
desebene.

Die „Grenzschutzagentur“ 
Frontex will (wie diver-
se Konzerne) bei den Pri-
des trittbrettfahren und 
missbraucht deren Symbo-
le. Die nötige scharfe Reak-
tion aus politisch bewuss-
ten Teilen der LGBTQI+ Be-
wegung lautet zurecht: Wer 
queere Flüchtende mit Ge-
walt fernhält, ist mitver-
antwortlich für Haft, Fol-
ter und Tod und hat unter 
dem Regenbogen nichts zu 
suchen! Laut UNO-Flücht-
lingskommissariat ster-
ben jährlich ca. 3.000 Men-

schen beim Fluchtver-
such nach Europa. In den 
meisten Ländern, aus de-
nen geflohen wird, exis-
tieren Haftstrafen und Fol-
tergefahr bei Homosexu-
alität. Frontex exekutiert 
die mittlerweile europa-
weit de-facto erfolgte Auf-
hebung der Genfer Flücht-
lingskonvention. Tatsäch-
lich muss Frontex aufgelöst 
und jegliche erfolgten Ver-
brechen gegen die Mensch-
lichkeit müssen von einer 
unabhängigen Kommissi-
on aufgearbeitet werden!

Grüne Scheinheiligkeit Frontex heuchelt!
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Am 19. Juni waren wir bei 
der Pride in Wien, am 
26. in Linz und am 3. Ju-
li in Graz. In Wien hiel-

ten wir zu Beginn eine 
Kundgebung der Initiati-
ve ROSA ab. Wir verteil-
ten Flyer und kamen mit 
Passant*innen ins Ge-
spräch. So habe ich mit ei-
ner Dame gesprochen, die 
den Umgang mit LGBTQ+ 
Personen, beispielsweise 
in Ungarn, sehr bedauerte.

Ein paar von uns hiel-
ten Reden. Dabei spra-
chen wir u.a. darüber, 
dass die Diskriminierung 
aufgrund von Sexuali-
tät, Geschlecht, Herkunft 
etc. nicht beendet wer-

den kann, da Klassenge-
sellschaften wie der Ka-
pitalismus auf die Spal-
tung der Menschen ange-

wiesen ist. Weiters wurde 
die Dreistigkeit des „Pink-
washings“ angesprochen, 
d. h. das Werben mit an-
geblicher Solidarität mit 
LGBTQ+ Personen, sowie 
der Verkauf von „Regen-
bogen“ Produkten. In an-
deren Ländern, wo es das 
Geschäft schädigen wür-
de, werben die selben Fir-
men nicht mit Regenbo-
genfarben. Anschließend 
begaben wir uns in die 
Pride und verteilten Flyer, 
verkauften Buttons, Bro-
schüren und Haarbänder.

In Linz betonten wir den 
politischen Ursprung der 
Pride. Karma, ein gender-
fluid Aktivist von SLP und 

ROSA, prangerte in einem 
Gedicht (Video auf der In-
stagram Seite von ROSA) 
die geheuchelte Solidarität 
der Großkonzerne und der 
Regierung an.

In Graz machten wir mit 
Hilfe eines Transparen-
tes auf den politischen Ur-
sprung der Pride aufmerk-
sam und unsere Flugblät-
ter forderten u.a. ein Blei-
berecht für alle, um queere 
Menschen vor Verfolgung 
in ihren Heimatländern zu 
schützen. 

 Anna Hiermann
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Demo in Wien: Mehr Lehrer*innen,
nicht weniger!

2-3.000 Eltern, Kinder und 
Lehrkräfte demonstrier-
ten am 28. Juni gegen ge-
plante Kürzungen an Wiener 
Pflichtschulen. Die massiven 
Kürzungen von Lehrstun-
den würden größere Klassen 
und weniger Lehrer*innen 
bedeuten. Die Demo wur-
de von Elternvereinen orga-
nisiert, nachdem das Spar-
paket kurz vor Schulschluss 
bekannt wurde. Dass das so 
spontan möglich war, zeigt 
die Wut an den Schulen. Als 
SLP haben wir 2018 eine brei-

te Bildungsinitiative mitini-
tiiert, die unterschiedliche 
Betroffene vernetzt hat. So 
eine Vernetzung schlugen 
wir auch in unserem Flug-
blatt auf der Demonstration 
vor. Der Sommer kann ge-
nutzt werden, um weiteren 
Widerstand für den Herbst zu 
organisieren. Denn wir brau-
chen ausreichend Ressour-
cen für ALLE Schulen und 
gute Arbeitsbedingungen für 
Pädagog*innen! 

Irene Mötzl, 
betroffene Mutter

Die Diskriminierung von LGBTQ+ Personen 
lässt sich im Kapitalismus nicht beenden.

Pride muss politisch

Andere über uns

Die Bilder der GPA-Demonstration für den Corona-Bo-
nus zeigen das Transparent von Sozial aber nicht blöd 
„Streikbereit“ deutlich, unser Demoslogan „1,2,3,4 für 
den Bonus streiken wir" war auf der Demo gut zu hö-
ren. ÖGJ Vorsitzende Hofer klaute den Slogan, schwäch-
te ihn in ihrer Rede allerdings auf „"1,2,3,4 für den Bonus 
kämpfen wir" ab. Sowas passiert nicht, sondern ist ge-
zielte Abkühlungsstrategie der ÖGB-Bürokratie!

Die Gewerkschaften Vida, 
GPA und younion hat-
ten für 16.6. zu einer De-
monstration in Wien ge-
rufen. Ungewöhnlich 
früh, nämlich um 8.00, 
wurde für einen Corona-
Bonus für alle demonst-
riert. Denn die Regierung 
will, viel zu spät und viel 
zu wenig, einen Corona-
Bonus von 500.- ausbe-
zahlen. Aber nur für ei-
nen Teil des Personals in 
Pflege und Sozialbereich. 
Große Teile der Beschäf-
tigten sollen den ohne-
hin mageren Bonus nicht 
bekommen, von Beschäf-
tigten in anderen Berei-
chen ganz zu schweigen. 

Auch die Basis-Initiati-
ve “Sozial aber nicht blöd” 
und Aktivist*innen der 
SLP beteiligten sich an der 
Demonstration. Sozial aber 
nicht blöd führt seit länge-
rem eine Kampagne durch, 
weil Corona nur die Spitze 
des Eisberges ist und for-
dert u.a. Einen Corona-
Bonus für alle Beschäftig-
ten im Gesundheits- und 
Sozialbereich. Weiters ge-
fordert werden 10% mehr 
Personal sofort und 10% 
in den nächsten Monaten. 
Dazu kommen allgemei-
ne Forderungen nach einer 
35 Stundenwoche und 6% 
mehr Gehalt. 

Die GPA gestaltete die 
Demonstration nicht son-
derlich dynamisch, nur 
am Anfang und Ende wa-
ren ein paar Reden vorge-
sehen. Dafür war der Block 
von Sozial aber nicht blöd 
und SLP umso lauter. Ge-

meinsam mit Kolleg*innen 
vor Ort wurde klarge-
macht: “Von Flüchtlings-
heim bis Krankenhaus - 
Danke reicht nicht, Löhne 
rauf” und “Streik, Streik, 
Streik heißt die Devise wir 
zahlen nicht für eure Kri-
se” gefordert. Der Auf-
ruf zum Streik, auch gut 
sichtbar auf dem Trans-
parent von Sozial aber 
nicht blöd (“Streikbereit”) 
war der Gewerkschafts-
führung allerdings nicht 
recht. Lieber organisierte 
sie ein Pressefoto mit SPÖ-
Politiker*innen. Verständ-
lich, dass sich da einige 
Kolleg*innen missbraucht 
vorkamen. 

Neben vielen Gewerk-
schafts-Funktionär*innen 
waren auch “normale” 
Kolleg*innen bei der De-
mo, von denen sich viele 
nicht nur diesen Einmal-
bonus, sondern echte Ver-
besserungen wünschen. 
Empört waren viele, weil 
gerade bekannt gewor-
den war, dass Kurz “Geld 
scheissen könne”, also ein 
riesiges Budget für seine 
Zwecke hat. “Ich mach ihm 
gern einen Einlauf” mein-
te eine Kollegin. Die ÖVP-
Enthüllungen zeigen ja 
einmal mehr, dass es nicht 
am Geld mangelt. 

Als Ergebnis der De-
monstration hat die Regie-
rung die Empfänger*innen 
des Bonus ausgeweitet, 
viele bekommen ihn aber 
nach wie vor nicht. Die SLP 
wird weitere Proteste un-
terstützen!

Sonja Grusch

Halbherziger 
Gewerkschaftsprotest
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Der Konflikt zwischen den 
USA und China sorgt 
weltweit für Schlagzei-
len. Zwischen den bei-
den Staaten kommt es zu 
einem technologischen 
Wettrüsten und zum 
Kampf um wirtschaftli-
che Vorherrschaft, Märk-
te und Ressourcen. Spä-
testens 2018 begannen die 
USA mit einem Handels-
krieg, in dem sich bei-
de Seiten mit Strafzöllen 
überhäuften. Auf chine-
sischer Seite waren etwa 
Exportgüter im Wert von 
200 Billionen $ betroffen. 
Seit 2020 gilt der Han-
delskonflikt zwar offiziell 
als beigelegt, tatsächlich 
werden immer noch 2/3 
der chinesischen Expor-

te in die USA strafverzollt, 
China musste auch höhe-
ren Importen aus den USA 
zustimmen. Auf anderen 
Feldern geht der Konflikt 
ohnehin offen weiter. Chi-
nesische Hightech-Fir-
men stehen im Westen zu-
nehmend unter Beschuss. 
TikTok wäre in den USA 
beinahe verboten worden 
und Huawei wurde beim 
Export von 5G stark ein-
geschränkt. Alle wirt-
schaftspolitischen Maß-
nahmen der Biden-Regie-

rung haben die Eindäm-
mung der chinesischen 
Wirtschaft als zentrales 
Ziel. Der US-Außenminis-
ter Antony Blinken mein-
te beim Treffen mit dem 
chinesischen Diploma-
ten Yang Jiechi, dass die 
Handlungen Chinas die 
globale Stabilität bedro-
hen würden. China for-
derte bei diesem Treffen 
die Aufhebung der Straf-
zölle, die unter Trump 
verhängt wurden. Insge-
samt macht es bei der Chi-
na-Politik der USA kei-
nen Unterschied, ob Biden 
oder Trump im Weißen 
Haus sitzt.

Der Konflikt dreht sich 
um die Frage, wer die neue 
Supermacht ist – und das 

vor dem Hintergrund ei-
ner Wirtschaftskrise. Der 
Kapitalismus steckt in ei-
ner strukturellen Krise. 
Da mit fortschreitender 
Entwicklung immer we-
niger profitable Anlage-
möglichkeiten bestehen, 
bildet sich ein Überange-
bot von Kapital, während 
das Wirtschaftswachs-
tum abnimmt. Dadurch 
wird der Streit um geo-
politische Einflusssphä-
ren immer größer und wo 
der Kuchen kleiner wird, 

streitet man sich mehr um 
die Teile. Eines der wich-
tigsten geopolitischen 
Projekte von China, um 
seinen weltweiten Einfluss 
aufzubauen, ist „One belt 
one road“ (aka. „Neue Sei-
denstraße“). Hierbei wer-
den über 120 Projekte ge-
bündelt, die die Interessen 
und Ziele Chinas zusam-
menfassen. Es handelt sich 
v.a. um den Aufbau inter-
nationaler Handels- und 
Infrastruktur-Netze. Die-
ses Projekt sorgt für gro-
ße Beunruhigung in den 
USA.

Etliche andere Länder pfle-
gen enge Beziehungen und 
Handelsabkommen zu 
beiden Staaten und sind 

nicht einem der beiden 
Blöcke klar zuordenbar. 
Sie versuchen dazwischen 
zu balancieren bzw. es sich 
mit keinem der beiden zu 
verscherzen. Deutsch-
land z.B. möchte weiter-
hin seine dominante Rolle 
in der EU behalten und hat 
starke ökonomische Be-
ziehungen sowohl zu den 
USA als auch zu China. In 
eine schwierigere Positi-
on kommen ökonomisch 
schwächere, Schwellen-
länder oder neokolonia-

le Staaten. Hier versucht 
China etwa über Frei-
handelsabkommen wie 
den RCEP oder durch den 
massenhaften Export von 
Corona-Impfstoffen sei-
nen Zugriff zu verstärken. 
Russland ist ein weiterer 
Faktor. Es ist eine Nukle-
armacht, grenzt an China 
und steht im Konflikt mit 
den USA, u.a. in Syrien 
und im Mittleren Osten.

Auf die ökonomische 
und geostrategische Ebe-
ne folgt die militärische. 
Während die USA ihre mi-
litärische Präsenz rund 
um China kontinuierlich 
verstärken, verdoppelten 
sich die chinesischen Mi-
litärausgaben zwischen 
2010 und 2020. Das Wett-
rüsten wurde besonders 
im südchinesischen Meer 
sichtbar.

All diese Ebenen haben Pa-
rallelen mit dem Kalten 
Krieg des 20. Jahrhun-
derts. Der Unterschied 
ist, dass sowohl China als 
auch die USA imperia-
listisch sind, die Sowjet-
union damals aber weder 
imperialistisch noch ka-
pitalistisch war. Die So-
wjetunion und die USA 
waren zwei klar vonein-
ander getrennte Blöcke, 
die ihre Verbündeten un-
ter Kontrolle hatten. Chi-
na und die USA sind auch 
auf wirtschaftlicher Ebe-
ne viel mehr voneinan-
der abhängig: 2017 ver-
buchten die USA mit Chi-

na ein Handelsdefizit von 
375 Milliarden $. 2019 ka-
men 18% der amerikani-
schen Importe aus China 
und 6 % der chinesischen 
Einfuhren waren aus den 
USA. Der chinesische 
Staat ist einer der größten 
Gläubiger der USA: Er hält 
Staatsanleihen in der Hö-
he von 1 Billion $, das sind 
circa 4 % der gesamten US 
Staatsschulden.

Aus marxistischer Sicht 
handelt es sich bei dem 
bestehenden Konflikt 
nicht um einen zwei-
er unterschiedlicher Ge-
sellschaftssysteme, son-
dern um einen imperia-
listischen Konflikt zweier 
kapitalistischer Super-
mächte. Um die andere 
Seite zu überbieten, sind 
sowohl der chinesische 
als auch der US-Imperi-
alismus bereit, massen-
haft Ressourcen im Mi-
litär zu verschwenden, 
umweltschädigende und 
oft für die lokale Bevöl-
kerung sozial desaströ-
se Großprojekte durch-
zusetzen und die eige-
ne Arbeiter*innenklasse 
ebenso auszubeuten wie 
die Bevölkerung abhängi-
ger Staaten.

Der Schwerpunkt wurde 
erstellt von 

Christine Franz, 
Franz Neuhold, 

Jan Millonig, 
Karma Melt, 

Manuel Schwaiger, 
Serafina Reisinger

Der Konflikt zwischen USA und China
füllt die Spalten der Weltpresse
und ist brandgefährlich.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion der ISA): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

USA - China: 
Neuer Kalter Krieg?
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 FDie Belt and Road Initiative 
(BRI) ist ein chinesisches 
geopolitisches Groß-
projekt und das größte 
weltweit. Insgesamt 
sollen bis 2049 durch 
Pipelines, Autobahnen, 
Häfen, neue Zugstrecken 
und sogar Glasfaserlei-
tungen 65 Länder und 
somit mehr als die Hälfte 
der Weltbevölkerung 
durch ein Infrastruktur-
netz verbunden werden, 
dabei sollen auch 
Grönland, Skandinavien 
und Arktis-Regionen mit 
großem Ölvorkommen 
erschlossen werden.
 FAnfang 2020 wurde 
geschätzt, dass die 
BRI mehr als 35% der 
globalen Wirtschaft 
beeinflusst und der 
Handel an der Neuen 
Seidenstraße könnte bis 
zu 40% des gesamten 
Welthandels ausmachen.
 FDas soll auch neue 
Märkte für chinesische 
Kapitalüberschüsse 
öffnen. Bisher hat China 
verglichen mit den USA 
einen viel kleineren 
Binnenmarkt. Grund 
ist der niedrigere 
Lebensstandard: Der 
Konsumanteil privater 
Haushalte am BIP beträgt 
39,2% in China, hingegen 
in den USA 67,9%.
 FGemeinsam mit Russland 
gibt es ca. 150 Projekte 
zum Ausbau der polaren 
Seidenstraße. Singapur 
unterstützt die BRI mit 
den höchsten Investiti-
onen insgesamt. Auch in 
Afrika erhoffen sich die 
dortigen herrschenden 

Klassen Vorteile für sich. 
In Süd- und Osteuropa 
unterstützen neben Grie-
chenland und Kroatien 
weitere 14 Länder die 
Neue Seidenstraße.
 F Im Oktober 2017 wurde die 
Belt and Road Initiative 
als Ziel im Statut der 
chinesischen Staatspartei 
festgelegt, es ist die 
zweite außenpolitische 
Maßnahme, die so 
eine Bedeutung hat.
 F In Pakistan - wo es bisher 
die größten BRI-
Investitionen gab - erhält 
das chinesische Regime 
für die nächsten 40 Jahre 
91% der Einnahmen 
durch den Gwadar 
Tiefseehafen. Wie 
auch in Myanmar und 
Indonesien führen diese 
Projekte zu verstärkten 
nationalen und 
ethnischen Spannungen 
sowie Umweltzerstörung 
und Vertreibungen.
 F Im November 2019 
gründeten die USA 
gemeinsam mit 
Australien und Japan als 
Gegeninitiative zum BRI 
das "Blue Dot Network", 
im März desselben 
Jahres unterstützte 
Italien als erstes G7 
Land die BRI. Dass 
traditionelle Verbündete 
der USA in Europa oder 
Australien gleichsam 
an der BRI und an den 
Gegenmaßnahmen 
teilnehmen, zeigt, wie 
komplex die geopoliti-
schen Konflikte heute 
sind, Bündnisse sind 
wechselnder und v.a. 
fragiler als nach 1945.

Schon im historischen Streit 
zwischen Marxismus und 
sozialdemokratischem Re-
formismus war die Imperi-
alismus-Frage zentral. Le-
nin zerlegte die Annahme, 
der Imperialismus wür-
de zum „Super-Imperia-
lismus“ fusionieren und so 
würden Kriege und Aus-

beutung von selbst en-
den. Lenin widersprach 
mit dem Hinweis, dass die 
herrschenden Klassen trotz 
Globalisierung niemals ihre 
nationale Machtbasis auf-
geben könnten. Es wäre ihr 
Ende und das Ende des Ka-
pitalismus. Der Verlauf der 
Geschichte bestätigt das.

Die kapitalistische Ent-
wicklung mit all ihren 
technischen Revolutio-
nen schuf die Grundla-
ge einer weltweit vernetz-
ten und hoch komplexen 
Wirtschaft, ohne die da-
mit einhergehenden sozi-
alen und politischen Pro-
bleme lösen zu können. Im 
Gegenteil führen diese im-
mer wieder zu Krisen und 
Kriegen. Die wachsenden 
kollektivistischen Tenden-
zen (Werte werden von der 
Arbeiter*innenklasse ge-
schaffen, die den immer 
größeren Teil der Bevölke-
rungen darstellt) bringen 
die Notwendigkeit für ei-
ne global geplante sozialis-
tische Gesellschaft hervor. 
Ebenso kann eine höhere 
Effizienz der Nutzung die-
ser kollektivistischen Ten-

denzen innerhalb der im-
perialistischen Hackord-
nung für die herrschende 
Klasse eines Landes einen 
Vorteil bringen. Dies zeigt 
sich am Beispiel des heuti-
gen chinesischen Staatska-
pitalismus, welcher sich aus 
dem stalinistisch regierten, 
wirtschaftlich nicht-kapi-

talistischen Regime entwi-
ckelte.

Mit der maoistischen Re-
volution 1949 entwickelten 
sich ein Staat und eine Wirt-
schaft, in der nicht oder kaum 
mehr für privaten Profit pro-
duziert wurde. Da die KP bei 
der gescheiterten Revoluti-
on 1925-27 ihre Verbindung 
zur Arbeiter*innenklasse 
verlor, bildete nun die 
Bäuer*innenschaft die Basis 
der Umwälzung. Das Eigen-
tum an den Produktionsmit-
teln ging formal an die Bevöl-
kerung, die Kontrolle hat-
te jedoch die staatliche und 
Parteibürokratie. Trotz feh-
lender Arbeiter*innen-De-
mokratie, unfassbarer Feh-
ler und Eigeninteressen der 
Bürokratie kam es zu erheb-
lichen sozialen Verbesserun-
gen. Weit davon entfernt, So-
zialismus zu sein, entwickel-
te sich unter Marxist*innen 
für solche stalinistischen/
maoistischen Länder der 
Begriff des „deformier-
ten Arbeiter*innenstaats“. 
Eine solche Ordnung ist 
nicht nachhaltig und führt 
entweder in einer weite-
ren, politischen Revoluti-

on zur Machtübernahme der 
Arbeiter*innenklasse, inklu-
sive Umwandlung in Rich-
tung eines echten demokrati-
schen Arbeiter*innenstaates, 
oder zur kapitalistischen 
Konterrevolution.

Während die Vollendung der 
sozialen Konterrevolution in 
der Sowjetunion oder DDR 
zeitlich relativ scharf zu er-
kennen war, verlief diese in 
China anders. Ab 1978 („Vier 
Modernisierungen“) bzw. 
1979 (Sonderwirtschaftszo-
nen) wurden Maßnahmen 
der stalinistischen Bürokra-
tie geschnürt, die langsam, 
jedoch immer mehr und tie-
fer das Fundament der Plan-
wirtschaft durch Markte-
lemente und private Profit-
Aneignung erst durchset-
zen und später weitreichend 
verdrängen konnten. Die 
stalinistische Planwirt-
schaft war nicht nur geo-
politisch immer isolier-
ter, sondern durch innere 
Widersprüche (Fehlen von 
Arbeiter*innendemokratie, 
Korruption) am absteigenden 
Ast. Der Druck der kapitalis-
tischen Weltordnung in Ver-
bindung mit Entscheidungen 
der Bürokratie verwandelte 
die einst stalinistische Plan-
wirtschaft in ein mit eiser-
ner Faust geführtes kapitalis-
tisches Staatswesen. Die sich 
entwickelnde revolutionä-
re und keineswegs pro-ka-
pitalistische Alternative der 
Arbeiter*innen und Jugend-
lichen bei den Massenprotes-
ten 1989 wurde mit brutaler 
Gewalt niedergeschlagen.

Weiter vorhandene Ele-
mente der planwirtschaft-
lichen Vergangenheit än-
dern nichts daran. Entschei-
dend ist, dass in China die 
private Aneignung von Pro-
fit durch nationale UND aus-

Zahlen & Fakten: 
Die neue Seidenstraße

Der Konflikt zwischen den USA 
und China gründet sich auf den 
inneren Widersprüchen
des Kapitalismus.

Wie China 
imperialistisch 
wurde
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Die marxistische Imperialismustheorie bietet eine Er-
klärung für Ungleichheits- und Ausbeutungsver-
hältnisse zwischen Ländern, sowie zur Entstehung 
von Konflikten und Kriegen im weltweiten Kapita-
lismus. Ihr Ausgangspunkt ist die Entwicklung in 
reichen Industriestaaten wie den USA, Europa oder 
Japan. Mit der Wende zum 20. Jahrhundert wandel-
te sich dort der Kapitalismus in mehrerlei Hinsicht. 

Erstens bildeten sich aus den zuvor dominan-
ten Klein- und Mittelbetrieben größere wirtschaft-
liche Strukturen, die Konzerne. Dabei wurde die 
freie Konkurrenz durch zunehmende Monopolisie-
rung verdrängt. So wird das Internet heute von ei-
ner Handvoll großer, hauptsächlich US-amerikani-
scher, aber auch teilweise chinesischer, Großkonzer-
ne dominiert. Zweitens bildete sich durch die Ver-

schmelzung von Bank- und Industriekapital - das 
„Finanzkapital“, dessen dominante Rolle etwa im 
Bereich der Aktienmärkte und großen Banken und 
Investmentfonds ersichtlich wird. An der Spitze die-
ses Finanzkapitals steht eine „Finanzoligarchie“ aus 
selbst für die Verhältnisse der kapitalistischen Klas-
se extrem mächtigen und finanzstarken Individuen 
und Organisationen. Dazu zählen etwa die 42 reichs-
ten Milliardär*innen der Welt, welche zusammen-
genommen mehr besitzen als die ärmere Hälfte der 
Weltbevölkerung, oder der weltgrößte Vermögens-
verwalter BlackRock. Drittens veränderten sich die 
wirtschaftlichen Wechselbeziehungen zwischen 
reichen, imperialistischen und armen, abhängigen 
Ländern. Bis zum 20. Jahrhundert importierten bzw. 
raubten die reichen Staaten Rohstoffe aus den ärme-
ren Ländern. Diese wurden in den reichen Ländern 
weiterverarbeitet, um wieder in die ärmeren Län-
der verkauft zu werden. In den reichen Staaten bo-
ten sich damit jedoch immer weniger hochprofitable 
Anlagemöglichkeiten. Es bildete sich ein Überange-
bot an Kapital, welches nach außen strömte. Von nun 
an exportieren die nun imperialistischen Staaten v.a. 
Kapital (also sowohl Geld als auch z.B. Maschinen) 
in ärmere Länder, kontrollierten dort den Produk-
tionsprozess und importierten dann Endprodukte. 
Viertens wurde der Weltmarkt zwischen großen Ka-
pitalverbänden – bzw. multinationalen Konzernen 
– aufgeteilt. So teilt sich der Weltmarkt für Online-
versandhandel hauptsächlich zwischen Amazon im 
Westen und Alibaba in China. Fünftens entstand pa-
rallel zur Aufteilung der Weltmärkte unter Konzer-
nen auch eine Aufteilung zwischen den jeweiligen, 
als imperialistisch bezeichneten, reichen National-
staaten, welche die Sitze eben jener Konzerne be-
herbergen. Diese Aufteilung geht heute so weit, dass 
imperialistische Konzerne und ihre Nationalstaaten 
neue Märkte nur mehr auf Kosten der Einflusszone 
anderer erschließen können, mit dementsprechen-
dem Konfliktpotential.

Was bedeutet 
Imperialismus?

ländische besitzende Klassen 
nicht nur weitreichend statt-
findet, sondern der Staat die-
ses soziale Regime sichert. 
Ab den 1990er Jahren stell-
te China als „Werkbank der 
Welt“ die wichtigste Säu-
le des globalen Wachstums 
dar und wurde in diese Aus-
beutungs-Verhältnisse inte-
griert. Große Konzerne ex-
portierten mittels ausländi-
scher Investitionen massen-
haft überschüssiges Kapital 

nach China. Die soziale Ero-
sion infolge der Verdrängung 
der einst planwirtschaftli-
chen Grundlage bot diesem 
Kapital ein riesiges Heer bil-
liger Arbeitskräfte. China lie-
ferte arbeitsintensive End-
produkte. Das Regime konn-
te einerseits durch die enor-
me Größe und Bedeutung 
als Absatzmarkt, anderer-
seits durch die Dominanz des 
staatlichen Einflusses auf die 
Wirtschaft den westlichen 
Konzernen beste Bedingun-
gen bieten. So profitierten 
sowohl das Regime, dessen 
bürokratische Elite sich zu-
nehmend mit der entstehen-
den Kapitalist*innenklasse 
verband, als auch ausländi-
sche Konzerne von der Aus-
beutung der chinesischen 
Arbeiter*innen.

Während inzwischen 
die Zahl chinesischer 
Milliardär*innen jene der 
USA übersteigt, wurden das 
Bildungs- und Gesundheits-
system sowie Wohnen pri-
vatisiert. Der im Stalinis-

mus aufgebaute Staatsappa-
rat durchdringt weiter al-
les. Handlanger*innen der 
Staatspartei spionieren in 
Betrieben Arbeiter*innen 
aus. Die Partei und ihre 
Führung sind geprägt von 
Milliardär*innen. Partei und 
Kapitalist*innenklasse sind 
de facto verschmolzen. Das 
gibt dem chinesischen Kapi-
talismus die Möglichkeit, in 
noch größerem Ausmaß als 
seine westlichen Gegenstü-

cke nicht unmittelbar profi-
table Projekte (wirtschaftlich 
und geopolitisch) im großen 
Stil sowie Kontrolle im Inne-
ren durchzuführen.

China stellt nicht mehr nur 
günstige Endprodukte her, 
sondern ist in vielen Be-
reichen wie Solartechnik, 
Künstliche Intelligenz oder 
5G führend. Es wurden mas-
sive Kapital- und Produkti-
onsüberschüsse gebildet. Das 
Regime versucht nach außen 
zu expandieren, um langfris-
tig Anlagemöglichkeiten zu 
finden, was auch Ausdruck 
innerer Spannungen ist. Die 
Phase geteilter Interessen 
mit dem globalen kapitalisti-
schen Markt geht nun in eine 
Phase zunehmender imperi-
alistischer Spannungen über. 
Dadurch kommt Chinas Re-
gime unweigerlich in Kon-
flikt zum bislang größten Im-
perialismus, den USA.

Um den Kern dieses Kon-
flikts zu verstehen, ist et-
was Grundlegendes unum-

gänglich: Es handelt sich bei 
der herrschenden Klasse im 
Kapitalismus nicht um ei-
ne graue Masse, die sich ge-
gen die Mehrheit der Bevöl-
kerung verschwört. Das Bür-
gertum hat eine soziale Rolle 
im Ausbeutungsverhältnis. 
Es pflegt kein gesamtgesell-
schaftliches Interesse, son-
dern sein eigenes. Selbst 
wenn es versucht, geeint auf-
zutreten, ist es in mehrfacher 
Hinsicht gespalten. Ziem-
lich klar treten diese Spal-
tungen international hervor: 
Die herrschende Klasse Chi-
nas muss in einer Welt, de-
ren Märkte zwischen den 
imperialistischen Platzhir-
schen und ihren Großkon-
zernen aufgeteilt sind, in den 
Wettstreit treten. Geopolitik 
und militärische Spannun-
gen sind dabei Ausdruck der 
wirtschaftlichen Widersprü-
che. Das angehäufte Kapi-
tal kann trotz enormer Aus-
beutung nicht mehr so pro-
fitabel wie in der Vergangen-
heit eingesetzt werden. Es 
sucht Export- und Wachs-
tumsmöglichkeiten. Dazu ist 
ein starker Staat unumgäng-
lich, der global für gute Be-
dingungen sorgt. Gleichzeitig 
erleben wir infolge der Kri-
se seit 2007 einen relativen 
Rückzug der Globalisierung 
und Elemente wirtschaft-
licher Abschottung bei 
den wirtschaftlich starken 
Staaten, kombiniert mit ei-
ner Zunahme an Handels-
konflikten. Am deutlichs-
ten sind diese in der Ära 
Trump zwischen den USA 
und China hervorgetreten. 
Weitere Auseinanderset-
zungen bis hin zu Kriegen 
sind unumgänglich, solan-
ge der Kapitalismus nicht 
global gestürzt und durch 
räte-demokratische Plan-
wirtschaft ersetzt wird.

Weitere Auseinandersetzungen sind 
unumgänglich, solange 
der Kapitalismus 
nicht global gestürzt wird.

Zum Weiterlesen
W. I. Lenin: Der Imperialismus als höchstes Stadium des 
Kapitalismus. Eine immer noch hochaktuelle Studie 
über den Übergang zum Imperialismus am Anfang des 
20. Jahrhunderts, zu finden unter https://www.mar-
xists.org/deutsch/archiv/lenin/1917/imp/

Marx aktuell
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Das Wachstum des impe-
rialistischen Staatskapita-
lismus Chinas darf nicht als 
Zeichen der Stärke des Re-
gimes missgedeutet werden. 
Denn es sind innere Wider-
sprüche, die die Expansion 
antreiben, und die sich da-
durch langfristig noch ver-
schärfen werden. Während 
Chinas Kapital auf der Su-
che nach profitablen Anla-
gemöglichkeiten ins Ausland 
drängt, lebt der Großteil der 
chinesischen Arbeiter*innen 
in bitterer Armut. Die Ein-

kommensverteilung in Chi-
na ist immer noch mit Ka-
sachstan oder Mexiko ver-
gleichbar. Obwohl es durch 
die wirtschaftliche Entwick-
lung gelungen ist, in den letz-
ten Jahrzehnten massenhaft 
in extremer Armut leben-
de chinesische Bäuer*innen 
zumindest zu minimal kon-
sumfähigen Arbeiter*innen 
zu heben, schlagen die sozi-
alen Verheerungen der ka-
pitalistischen Anarchie zu-
nehmend zu. In Zhengzhou 
etwa – einem Produktionss-
tandort des Apple-Zulieferers 
Foxconn – beträgt die durch-
schnittliche monatliche Mie-
te 4500 RMB, das Monatsein-
kommen der Arbeiter*innen 
liegt bei 5000 RMB. Die Folge: 
Während die Arbeiter*innen 

unter Elendsbedingun-
gen hausen müssen, finden 
die Immobilienfirmen kei-
ne Mieter*innen. Solche Zu-
stände bleiben nicht ohne 
Folgen. Zunehmend kom-
men rund um Themen wie 
demokratische Rechte, Fe-
minismus, nationale Unter-
drückung, Umwelt- und na-
türlich um soziale Fragen, 
Proteste und Streiks auf. Ei-
ne größer werdende Schicht 
an Arbeiter*innen und Stu-
dierenden erkennt die Kluft 
zwischen offizieller Staats-

doktrin und der kapitalis-
tischen Realität. Sie suchen 
auch nach sozialistischen 
Antworten, worauf das Re-
gime mit Verfolgung, Inhaf-
tierung und Folter reagiert. 
Der Konflikt mit den USA 
stellt in diesem Kontext, et-
wa durch die Nutzung des 
„äußeren Feindes“ als Ablen-
kung, auch eine Art sozialen 
Puffer dar. Diese Strategie des 
Regimes von Diktator Xi Jin-
ping ist auch innenpolitisch 
nicht ohne Risiko. Im Co-
rona-Jahr 2020 wurden so-
wohl seine Außen- als auch 
Sozialpolitik von führenden 
Parteifunktionär*innen un-
gewöhnlich offen kritisiert. 
Zudem kommt es verstärkt 
zu nationalen Aufständen in 
Regionen wie Hong Kong, Ti-

bet und Xinjiang, welche eine 
überaus große wirtschaftli-
che oder geostrategische Be-
deutung haben.

Umgekehrt stellt ein ag-
gressiver Kurs gegen Chi-
na einen der wenigen 
Punkte dar, in denen sich 
Vertreter*innen der US-
amerikanischen herr-
schenden Klasse, bei De-
mokraten wie Republika-
nern, einig sind. Der US-
Imperialismus ist in einer 
Phase der Schwächung. 

Während Chinas Anteil 
am weltweiten BIP von 7% 
(2000) auf 19% (2019) stieg, 
sank jener der USA im sel-
ben Zeitraum von 30 auf 
24%. Zentrale Elemente, 
die den Aufstieg des US-
Imperialismus ermöglich-
ten, wie technologische 
Überlegenheit, damals im 
Bereich der Fließbandpro-
duktion, sowie erhebliche 
Wachstumsmöglichkei-
ten auf dem Binnenmarkt, 
sind längst verloren. Zu-
dem führen innenpoli-
tische Konflikte und ei-
ne militärische Überlas-
tung durch die verlore-
nen Kriege der letzten 
Jahrzehnte zu einer Ver-
minderung der Aktions-
fähigkeit. Von der für ei-

ne weltweite Dominanz 
notwendigen politischen 
Einheit sind die USA weit 
entfernt. Während Trump 
die Spaltung sogar aggres-
siv vorantrieb, kann keine 
Maßnahme von Biden die 
tiefen sozialen Gräben und 
die massiven sozialen Pro-
bleme im reichsten Land 
der Welt lösen.

Für uns Marxist*innen 
ist klar, dass die Lösung bei 
keiner der „Seiten“ liegt, 
weil sie zur selben kapita-
listischen Medaille gehören. 
Während China abgesehen 
von Hammer-und-Sichel-
Folklore hardcore-kapita-
listisch ist, tragen die USA 
Demokratie nur als hoh-
le Phrase vor sich her, die 
fallen gelassen wird, so-
bald gute Geschäfte mit ei-
ner Diktatur gemacht wer-
den können. Die geschä-
digten durch die Regime, 
den Kapitalismus und den 
Konflikt sind jeweils die 
Arbeiter*innen beider Sei-
ten, sowie aller Länder da-
zwischen. Sie tragen die 
Kosten für Handelszöl-
le vermittels Preisanstie-
ge ebenso wie die Kos-
ten für die Verschwendung 
von Ressourcen im Mili-
tär, die dringend etwa zur 
Bekämpfung von Klima-
wandel und sozialer Not 
gebraucht würden. Auch 
wenn ein voller direkter 
Krieg zwischen den bei-
den Großmächten unwahr-
scheinlich ist so betrifft ihr 
politisches, wirtschaftli-
ches und auch militärisches 

Eingreifen jede Region der 
Welt. Direkt oder indirekt 
prallen sie in Myanmar, in 
Hongkong etc. aufeinander.

Nur eine internationa-
le Organisierung der 
Arbeiter*innenklasse kann 
der Konflikt- und Kriegs-
treiberei der herrschenden 
Klasse eine solidarische 
Alternative entgegenset-
zen. Die Internationale So-
zialistische Alternative ISA 
ist nicht nur in Österreich, 
sondern in den USA, China 
und in über dreißig ande-
ren Ländern aktiv. Wäh-
rend die Socialist Alter-
native der USA solidarisch 
für die Demokratiebewe-
gung in Hong Kong mar-
schierte, marschierte So-
cialist Action in Hong Kong 
solidarisch für die Black-
Lives-Matter-Bewegung. 
Weltweit organisieren wir 
eine Kampagne gegen Re-
pression und für demokra-
tische und soziale Rech-
te in Hong Kong. Es sind 
nicht die Gipfeltreffen der 
Herrschenden und nicht 
die UNO, die Armut und 
Krieg beseitigen werden. 
Der Kern für ein menschli-
ches, friedliches und sozi-
alistisches Miteinander al-
ler Menschen der Erde liegt 
in den Massenprotesten 
in Myanmar, den Streiks 
im Iran und den Straßen-
blockaden in Kolumbien. 
Schließ dich uns an! 

Weitere Infos unter: 
chinaworker.info/en 

 socialistalternative.org 

 USA und China

Wer kann den Krieg verhindern?

Langfristig schwächt der Konflikt
die herrschenden Klassen – 
was sie noch gefährlicher macht.
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Für zehntausende Jugendli-
che bedeutet der Sommer-
beginn auch den Beginn ih-
res Ferialjobs oder -Prak-

tikums. Insgesamt waren 
ca. 20% der 1,5 Millionen 
15-29jährigen in Österreich 
2019 laut Statistik Austria 
überwiegend (über ½ Jahr) 
aktiv erwerbstätig, weitere 
etwa 20% zeitweise (weni-
ger als ½ Jahr). Vor allem die 
130.000 Schüler*innen da-
runter brauchen Ferialjobs, 
um ihr Taschengeld auf-
zubessern, Eintrittskarten 
oder den eigenen Urlaub zu 

finanzieren, während Stu-
dierende eher auf das Geld 
angewiesen sind, um finan-
ziell durch das Jahr zu kom-

men. Etwa 50.000 Jugendli-
che jährlich müssen außer-
dem mehrwöchige Pflicht-
praktika im Rahmen ihrer 
Ausbildung an einer HTL, 
HAK oder Tourismus-/Han-
dels-/Fachschule absolvie-
ren – viele davon unbezahlt. 

Kritik daran wird meist 
entgegnet, „es tut den Ju-
gendlichen ja gut, mal rich-
tig zu arbeiten“ – ganz im 
Sinne des kapitalistischen 

Arbeitsethos, der möglichst 
früh vermittelt wird: Nur, 
wer Profit schafft, hat Frei-
zeit verdient – in der man 
praktischerweise dank Pri-
vatisierung und Kommer-
zialisierung das verdien-
te Geld auch gleich wieder 
ausgeben kann. Über Rech-
te, die Jugendliche haben, 
die arbeiten, lernt man al-
lerdings nichts in der Schu-
le. Dass viele Jugendliche 
ohnehin mit psychischen 
Problemen durch Leis-
tungsdruck zu kämpfen 
haben, die Ferien teils für 
das Nachholen von Stoff be-
nötigen und diese Arbeits-
einstellung nicht nur für 
Jugendliche schädlich ist, 
wird gern ignoriert.

Beide Artikel von
Moritz Bauer

Beginn der Ferial-Saison

Auch in den Ferien geht der Stress 
oft weiter: Dank Ferialjobs, Pflicht-
praktika und Kapitalismus. 

In den vergangenen Wo-
chen und Monaten kam im-
mer wieder die Debatte um 
den öffentlichen Raum auf. 
In Wien vertrieb die Po-
lizei feiernde Jugendliche 
aus dem Resselpark beim 
Karlsplatz und in Graz in-
terpretierten ÖVP-Bürger-
meister Nagl und sein FPÖ-
Vize die Straßenverkehrs-
ordnung neu – was im Ver-
bot von Skateboard-Tricks 
resultierte. Das Ziel dahin-
ter ist klar: Alle, die schö-
nes Wetter und sinkende 
Fallzahlen nutzen wollen, 
sollen dabei gefälligst auch 
konsumieren. Als Antwort 
darauf sind immer wie-
der konsum-(zwang-)freie 
Räume im Gespräch – doch 
diese können maximal An-
gebote auf individueller 
Basis setzen, ändern aber 
nichts daran, dass sich die 
Herrschenden aus der Affä-
re ziehen und die Angebo-
te auf Vereine und Projek-
te auslagern, die permanent 
um ihre Finanzierung ban-
gen müssen.

So sank etwa der Anteil 
des Kunst- & Kultursek-
tors am Gesamtbudget von 
2019-21 von 0,6% auf 0,5% 
– für eine Branche, die al-
lein im März 2020 4,5 Mil-
lionen € verloren hat. Das 
vorhandene Geld fließt 
überwiegend in „Hoch-
kultur“ wie die Festspiel-
häuser Bregenz und Salz-
burg, deren Tickets für viele 
schlicht nicht leistbar sind. 
Gleichzeitig wollte die Stadt 

Salzburg 2020 rd. 100.000€ 
für ein Gratis-Festival am 
Bahnhof und einen unab-
hängigen Kunst- & Kul-
turverein kürzen, was nur 
durch Proteste verhindert 
werden konnte. Auch Ju-
gendangebote sind seit Jah-
ren betroffen, so schloss 
unter anderem die rot-
blaue Linzer Stadtregierung 
mehrere Jugendzentren. 
Und auf den Freiflächen, 
die noch nicht von Privati-
sierung und Kommerziali-
sierung betroffen sind, sor-
gen eben Polizeischikanen 
für Verdrängung.

Um allen eine Freizeit ohne 
Konsumterror zu ermög-
lichen, braucht es demo-
kratische Kontrolle dar-
über, welche Projekte ge-
fördert werden und wie 
wir unsere Freizeit ver-
bringen wollen. Statt Be-
ton und Kommerz kön-
nen wir kreative, diver-
se und lehrreiche Projek-
te fördern und gemeinsam 
über die Nutzung der Räu-
me entscheiden, ohne dass 
etwa die Interessen von 
Sportler*innen, Jugendli-
chen und Anrainer*innen 
gegeneinander ausgespielt 
werden. Die Grundla-
ge dafür kann nur der ge-
meinsame Kampf gegen 
die Herrschenden sein, die 
Profitinteressen über Er-
holung und Freizeit stellen 
und damit wirklich freie 
Räume und freie Zeit für 
alle verhindern..

Warum ich der SLP 
beigetreten bin
Mein Interesse für Politik 
entstand, als ich die Un-
terstufe besuchte. Dort 
hatte ich zwei Lehrer, mit 
denen wir sehr viel über 
gesel lschaftspolitische 
Themen sprachen. So be-
gann ich mich mit Politik 
zu beschäftigen. Für mich 
waren Ungerechtigkeiten 
wie Hunger, Armut, Dis-
kriminierung bestimm-
ter Gruppen unerklärlich. 
Außerdem verstand ich 
nicht, warum gegen die 
bedrohliche Klimakrise 

wenig bis gar nichts ge-
macht wird, obwohl seit 
Jahrzehnten die Bedro-
hung des Klimawandels 
und der Umweltzerstö-
rung bekannt ist. Apropos 
Klimakrise. Das brachte 
das Fass zum Überlaufen. 
Im Zuge von FFF begann 
ich zu verstehen, dass 
nicht der Mensch an sich, 
sondern das kapitalisti-
sche System der Ursprung 
des Übels ist. Maßnah-
men für Klimaschutz ge-
fährden schließlich Profi-

te. Diese Erkenntnis führ-
te dazu, dass ich mich 
politisch radikalisierte. 
Nach und nach brannte 
es mir unter den Nägeln, 
mich politisch zu enga-
gieren, wusste aber nicht 
wie. Ich wollte dem poli-
tischen Geschehen nicht 
passiv zuschauen. Eines 
Tages kam ich bei einer 
SLP Kundgebung vorbei 
und so wuchs ich langsam 
ins politische Engagement 
hinein.

Anna

Wie den
öffentlichen Raum 
zurückerobern?

Wir werfen einen Blick auf die tatsächliche Politik der 
FPÖ, wo sie an der Macht ist: Die Bilanz von Wohn-
baulandesrat Haimbuchner (OÖ) ist ein Desaster: Die 
Wohnkosten stiegen seit 2009 um 40%. Jedoch san-
ken unter ihm die ausbezahlten Wohnbeihilfen um 
32 Mio. € bzw. 12.500 Menschen. 100% unsozial!
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Der heroische Kampf bei 
Debenhams in Irland ist 
beachtlich, v.a. die Initia-
tive der Beschäftigten, de-
ren Ausdauer ihnen Sym-
pathie und Unterstützung 
in der irischen Bevölke-
rung brachten. Weiters zu 
betrachten: Das skrupello-
se Agieren der Geschäfts-
führung; das doppelzün-
gige Vorgehen des Staats, 
der einerseits freundli-
che, vertröstende Lippen-
bekenntnisse und ande-

rerseits brutales Vorge-
hen gegen die Streikenden 
zeigte und natürlich auch 
das bremsende Verhalten 
der Gewerkschaft.

Worum geht's? Die bri-
tische Kaufhauskette De-
benhams, die mit 165 Fi-
lialen in 26 Ländern ver-
treten war, meldete am 
9.4.2020 Insolvenz an. Be-
troffen: Insgesamt 29.000 
Beschäftigte, davon knapp 
1.000 in Irland. Dort hat-
te die zuständige Gewerk-
schaft „Mandate“ im Jahr 
2016 eine Vereinbarung 
mit dem Unternehmen ge-
troffen, die den Beschäf-
tigten eine Abfertigung 
von vier Wochenlöhnen 
pro Dienstjahr zusicherte. 
Nun aber weigerte sich De-
benhams und wollte nur 
die gesetzlich vorgeschrie-
benen zwei Wochenlöhne/

Dienstjahr zahlen. Die An-
kündigung der Insolvenz 
erfolgte während eines 
harten Lockdowns, der die 
Bedingungen für Protes-
te zwar enorm erschwerte, 
diese aber nicht verhin-
derte. Neben der Forde-
rung nach der zustehen-
den Abfertigung ging es 
auch darum, die bestehen-
den Gesetze nachzubes-
sern, um die Forderungen 
von Beschäftigten im Zuge 
eines Liquidationsprozes-

ses höher zu reihen als jene 
anderer Gläubiger*innen.

Der über ein Jahr dauern-
de Kampf der Beschäftigten 
von Debenham hatte enor-
men Zuspruch in der Bevöl-
kerung. Neben zahlreichen 
Kundgebungen und (coro-
nasicheren) Aktionen gab es 
auch mehrere Märsche zum 
Parlament und Gespräche 
mit Politiker*innen. Doch 
außer netter Worte und 
Vertröstungen auf unbe-
stimmte Zeit war hier nichts 
zu holen. Ganz anders die 
Unterstützung durch die 
Socialist Party (irische 
Schwesterorganisation der 
SLP): Der Arbeitskampf 
wurde von Anfang bis 
zum Ende aktiv begleitet. 
Genoss*innen in Britannien 
organisierten Solidaritäts-
aktionen vor dortigen De-
benhams-Filialen. Micha-

el O’Brien von der Socialist 
Party berichtet: “Von An-
fang an hatten wir fast wö-
chentliche Zoom-Treffen 
mit den Arbeiter*innen, mit 
den Betriebsrät*innen und 
anderen Aktivist*innen. 
Wir haben bei der Planung 
der Proteste und Besetzun-
gen geholfen, haben Soli-
daritätsarbeit organisiert 
und um Unterstützung 
in der breiteren Gewerk-
schaftsbewegung und der 
Arbeiter*innenklasse ge-

worben. Unser Abgeordne-
ter Mick Barry hat das The-
ma immer wieder im Parla-
ment angesprochen.”

Die zuständige Gewerk-
schaft „Mandate” organi-
sierte nach einer Urabstim-
mung zwar die Streiks, bot 
aber keine Taktik, um die 
Kämpfe auszuweiten und 
zu gewinnen. Letztlich ka-
men Initiativen und Um-
setzung der Kampfschrit-
te von den Kolleg*innen 
selbst bzw. mit Unterstüt-
zung von solidarischen 
Aktivist*innen wie eben 
aus der SP. So schützten im 
weiteren Verlauf des Ar-
beitskampfs Streikposten 
die bereits zugesperrten 
Lager vor dem Abtransport 
der Waren. Ein geringfügig 
nachgebessertes Angebot 
wurde mit einem Sitzstreik 

beantwortet. Nachdem die 
Streikposten lange erfolg-
reich gehalten wurden, 
räumte die Polizei mit Hil-
fe von Streikbrecher*innen 
gewaltsam eine dieser Blo-
ckaden am 23. April.

“Das größte Manko in 
diesem Kampf war die Rol-
le der offiziellen Gewerk-
schaftsführung” stellt Mi-
chael O’Brien klar. Denn 
wenn die Gewerkschaft 
die Rechte von Beschäf-
tigten nicht entschlos-
sen verteidigt und die po-
litischen und polizeilichen 
Angriffe auf die Streiken-
den nicht entschieden und 
aktiv zurückschlägt, dann 
verschlechtert sie die La-
ge für alle Arbeiter*innen 
in künftigen Kämpfen. 
Dass die Kolleg*innen im 
Mai letztlich ein “Ange-
bot” annehmen mussten, 
das weit hinter dem zuste-
henden und nötigen liegt, 
liegt in der Verantwortung 
der Gewerkschaftsführung. 
Die Kolleg*innen selbst ha-
ben gezeigt, wie groß ihre 
Kampfbereitschaft ist und 
die Solidarität in der restli-
chen Arbeiter*innenklasse 
war hoch!

Die Lehren dieses 
Kampfes sind wichtig für 
alle Lohnabhängigen, die 
sich gegen die Ungerech-
tigkeiten des kapitalis-
tischen Systems aufleh-
nen. Das Beispiel von De-
benhams zeigt, dass die 
Kapitalist*innen und ih-
re Vertreter*innen kei-

ne Partner sind, son-
dern uns verraten, belü-
gen und betrügen, wo sie 
nur können. Es zeigt, dass 
der bürgerliche Staat kein 
neutraler Schiedsrich-
ter im Kampf der Klas-
sen ist, sondern in letzter 
Konsequenz seine unifor-
mierten Schergen schickt, 
wenn er kapitalistisches 
Eigentum in Gefahr sieht. 
Die Rolle als unparteii-
scher Schiedsrichter spie-
len in der Praxis die Ge-
werkschaftsführungen, 
die stets bemüht sind, ei-
nen “vernünftigen” Kom-
promiss auszuhandeln. So 
nehmen sie den Betrof-
fenen die Dynamik und 
durch ihre Stellvertre-
tungspolitik die Kontrol-
le über Entscheidungen. 
Alles Lektionen, die wir 
auch in Österreich noch 
brauchen werden. Um die 
selben Fehler nicht im-
mer wieder zu wiederho-
len, braucht es eine inter-
nationale und revolutio-
näre Partei, die einerseits 
als kollektives Gedächtnis 
der Arbeiter*innenklasse 
Teil von Kämpfen ist und 
so Fehler erkennt und 
verhindern hilft und an-
dererseits eine Perspekti-
ve zur Überwindung der 
kapitalistischen Ausbeu-
tung in einem sozialisti-
schen Programm bietet. 

Thomas Hauer
Ausführlichere Berichte 
zum Thema gibt es hier: 
https://socialistparty.ie

Der Kampf der Debenhams-Beschäftigten ist ein Lehr-
stück für Arbeiter*innen, die um ihre Rechte kämpfen.

13 Monate Kampf 
bei Debenhams
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30 Jahre Waffenstillstand 
am Balkan: Der Kapita-
lismus hat der Bevölke-
rung aller „neu entworfe-

nen“ Staaten weder soziale 
Absicherung, Minderhei-
tenrechte noch die Lösung 
nationaler und ethnischer 
Konflikte gebracht. Al-
le exjugoslawischen Staa-
ten, egal ob EU-Mitglied 
oder nicht, haben mit ho-
her Jugendarbeitslosigkeit 
(12.2020: Kroatien 21,6%, 
Kosovo/a über 50%), Kor-
ruption und Abwanderung 
zu kämpfen. In Serbien 

möchten 75% der Jugendli-
chen das Land verlassen. Sie 
haben keine Perspektive in 
ihrem Heimatland. Ein zu-

sätzlicher Auswanderungs-
grund sind Scheindemo-
kratie und die Herrschaft 
politischer Kartelle, die sich 
das Geld in die eigenen Ta-
schen stecken.

EU-Gelder, die den Einfluss 
von europäischen Unter-
nehmen in der Region stär-
ken sollen, versickern. Chi-
nesische und russische In-
vestitionen tragen im gro-

ßen Stil zur Geldwäsche bei 
und erzeugen Abhängig-
keit durch Verschuldung. 
Die ausländischen Infra-
strukturprojekte helfen den 
Menschen vor Ort kaum, 
sondern dienen lediglich 
der Einflussnahme in einer 
strategisch wichtigen Regi-
on - u.a. Transitraum zwi-
schen der EU und dem chi-
nesischen Markt. Aber es 
rührt sich auch Widerstand 
jener, die im Land blei-
ben. Vor Beginn der Coro-
na-Pandemie 2019 protes-
tierten in Serbien, Bosnien, 
Albanien und Montenegro 
Tausende gegen die politi-
schen Eliten und Streiks so-
wie linke Wahlerfolge sind 
schon längst keine Selten-
heit mehr.

Margarita Wolf

Balkan - 
lost generation

Deutschland Kanada

„Kurz zusammengefasst: 
Es ist deprimierend.“ 
(Studentin aus Kosovo/a)

Die Arbeiter*innen-Bewe-
gung Jugoslawiens begann 
früh, die nationalen Gren-
zen der Region zu über-
winden. Es gab Streiks 
und lokale Aufstände, 
die von Menschen unter-
schiedlicher Nationalitä-
ten getragen wurden. Eine 
historische Leistung der 
Partisan*innenbewegung 
(von der bis 1948 Moskau 
treuen KP dominiert) be-
stand darin, dass die nati-
onalen Unterschiede vor-
übergehend in den Hinter-
grund rückten. Trotz des 
Bruchs mit Moskau 1948 
waren Jugoslawien und 
der Titoismus keine po-
litische Alternative zum 
Stalinismus. Die KP setzte 
auf eine starke Bürokratie 
und einen permanenten 
Ausgleich, abwechselnd 
mit Repression und Zuge-
ständnissen.

Wenn sie ihre Macht be-
droht sahen, organisier-
ten sie die Machtvertei-
lung um. Wichtig war die 
starke Autonomie der ein-
zelnen Teilrepubliken, 
und die Anlehnung an den 
Westen mit Krediten aus 
den USA, Großbritannien 
und dem Internationalen 
Währungsfonds IWF. Die 
Politik des kreditfinan-
zierten Aufschwungs er-
zeugte im Zuge der inter-
nationalen Rezession En-
de der 1970er große Pro-
bleme. Anfang der 1980er 
einigte sich die jugosla-
wische Führung mit der 

IWF-Spitze auf ein um-
fassendes „Sanierungs-
programm“. Die Antwort 
war eine große Streikwel-
le: 331 Streiks gab es 1983, 
1984 schon 384, 1987 wa-
ren es 1.685. Bundesweite 
Gewerkschafts- und Ak-
tionsgruppen entstanden. 
Es gab Solidaritätsbesu-
che, landesweite Demons-
trationen, Menschenket-
ten über die Teilrepub-
liken hinweg, und vieles 
mehr.

Die Streikbewegung war 
die kämpferische Antwort 
auf IWF und Nationalis-
mus der Bürokratie. Die 
fürchtete in allen Teilre-
publiken um ihre Herr-
schaft und trat die Flucht 
nach vorne an. Der Nati-
onalismus wurde extrem 
verstärkt, mit Abspaltung 
gedroht und später voll-
zogen. Die separaten Zah-
lungsverhandlungen hal-
fen dem Westen, einen Keil 
zwischen die Teilrepubli-
ken zu treiben. Österreich 
und Deutschland befeuer-
te den Nationalismus der 
herrschenden Eliten und 
Loslösung, um sich neue 
Profitmöglichkeiten zu si-
chern. Trotz ihrer Stär-
ke scheiterte die gesamt-
jugoslawische Streikbe-
wegung. Eine gemeinsam 
erarbeitete Strategie, eine 
marxistische Partei und 
eine politische Alternative 
gab es nicht. So verpuffte 
die Kraft und der Nationa-
lismus setzte sich durch.

 Michael Gehmacher

Woran scheiterte
Jugoslawien?

In Nordrhein-Westfalen soll 
ein neues Versammlungs-
recht eingeführt werden, 
das viele Proteste straf-
bar macht. Dagegen for-
mierte sich ein Bündnis, 
dem auch die SAV (ISA 
in Deutschland) ange-
hört. Eine Demonstration 
wurde organisiert, an der 
6.000 teilnahmen. Die SAV 
fordert, dass sich die Ge-
werkschaft an Protesten 
beteiligt, da das geplante 
Gesetz auch gegen Streiks 
eingesetzt werden kann.

sozialismus.info

In Kanada soll die Trans 
Mountain Öl-Pipeline ge-
baut werden. Dieses Pro-
jekt ist eine massive Um-
weltbedrohung und soll 
auf Land der indige-
nen Bevölkerung entste-
hen. Socialist Alternati-
ve (ISA in Kanada) unter-
stützt Proteste gegen die 
Pipeline, setzt sich für die 
Rechte der indigenen Be-
völkerung ein und fordert, 
dass das Budget für den 
Bau stattdessen in Um-
weltschutz investiert wird.

socialistalternative.ca

Die 1. Konferenz von Alter-
nativa Socialista (ISA in 
Mexiko) fand von 2.-4. Ju-
li statt. Neben Mitgliedern 
aus Mexiko nahmen auch 
Gäste aus Argentinien, 
Chile, Brasilien, den USA 
sowie der ISA Leitung teils 

„in echt“, teils per Zoom 
teil. Neben Internationa-
len Perspektiven wurden 
auch die Lage in Mexiko 
sowie die Entwicklungen 
in Lateinamerika und die 
nächsten Schritte disku-
tiert.  
  alternativasocialista.org

Der 21.6. war ein histori-
scher Tag in Schweden. 
Das erste Mal in der Ge-
schichte des Landes ver-
lor ein Regierungschef ein 
Misstrauensvotum. War-
um? Die Regierung plan-
te Gesetze aufzuheben, die 
die Höhe von Mieten re-
gulieren. Schnell bilde-
ten sich Basisinitiativen, 
die Proteste dagegen or-
ganisierten. Rättvisepar-
tiet Socialisterna - RS (ISA 
in Schweden) spielte ei-
ne zentrale Rolle in diesen 
Protesten. Im ganzen Land 

wurden lokale Komitees 
gegründet, Massenveran-
staltungen wurden orga-
nisiert und alleine an ei-
nem Tag gab es 160 Kund-
gebungen. Die Bewegung 
konnte so viel Druck auf-
bauen, dass die Regierung 
abdanken musste. RS setzt 
sich jetzt dafür ein, dass 
die Bewegung sich ver-
breitet und auch andere 
Themen wie die Klimakri-
se oder Verschlechterun-
gen im Gesundheitsbe-
reich aufgreift.

socialisterna.org

Schweden: MietenprotesteMexiko
Nachrichten aus der ISA (International Socialist Alternative)
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Defund the Police? 
Ja, aber richtig!

Mit 30.12.2020 gab es in Öster-
reich 30.900 Polizist*innen 
verteilt auf ca. 1.000 Dienst-
stellen. Im bürgerlichen 
Staat ist die Polizei der Exe-
kutive (Verwaltung) zuzu-
ordnen. Die Befugnisse und 
Aufgaben von Polizist*innen 
werden gemäß des Sicher-
heitspolizeigesetzes gere-
gelt und die Polizei ist direkt 

dem Ministerium für Inne-
res untergeordnet. 

Die Erfahrungen mit der 
Polizei sind sehr unter-
schiedlich: Migrant*innen 
werden besonders und 
jüngst bei Corona-Kon-
trollen schikaniert, lin-
ke Demoteilnehmer*innen 
nehmen Polizist*innen häu-
fig als Provokateur*innen 
und Gefahr wahr. An-
dere Teile der Bevölke-
rung nehmen eher die zi-
vilisatorischen Aspekte 
der Polizei war - Stichwort 
“Freund und Helfer”. Man 
ruft die Polizei bei Dieb-
stählen oder Verkehrsun-
fällen, Busfahrer*innen bei 
Schlägereien etc. Gleich-
zeitig schaut die Polizei bei 
rassistischer Gewalt weg 
(oder verursacht sie selbst) 
und ist in vielen Fällen kei-
ne oder zu langsame Hil-
fe bei Gewalt gegen Frau-
en. Verkehrsregelung und 

Verbrechensbekämpfung 
sind aber nicht die zentralen 
Aufgaben der Polizei. Spä-
testens seit Corona ist klar, 
dass sich der Kapitalismus 
in einer tiefen Krise befin-
det; der ideelle Gesamtka-
pitalist versucht in Rolle des 
Staates die Ordnung - seine 
Ordnung - mit allen Wider-
sprüchen und Ungleichhei-

ten aufrechtzuerhalten; die 
repressive Rolle der Staa-
tes insgesamt und der Po-
lizei im Speziellen rückt in 
der letzten Zeit immer stär-
ker ins Zentrum. Von vielen 
Kürzungen in fast allen Le-
bensbereichen bleibt der Re-
pressionsapparat meist ver-
schont oder bekommt sogar 
zusätzliche Gelder.

Als Marxist*innen defi-
nieren wird den (bürger-
lichen) Staat als ein Pro-
dukt seiner historischen 
Entwicklung, seiner so-
zialen Ordnung und des 
Machtverhältnisses die-
ser Klassen - aktuell eben 
dem Verhältnis zwischen 
Arbeiter*innenklasse und 
Kapitalist*innenklasse. Ih-
re Interessen stehen sich 
gänzlich gegenüber - der 
bürgerliche Staat tritt hier 
scheinbar als Institution 
“über den Klassen” her-
vor und dämpft die Kon-

flikte bzw. bringt sie in “ge-
ordnete Bahnen”. Doch der 
bürgerliche Staat ist mit 
den Eigentumsverhältnis-
sen, dem sozialen Gefü-
ge und dem Privateigen-
tum untrennbar verbunden 
- und so wird versucht, die 
ökonomische Ausbeutung 
und politische Unterdrü-
ckung der Arbeiter*innen 

zu rechtfertigen und auf-
recht zu halten.

Die Polizei tritt in diesem 
Gefüge als Teil der “be-
waffnete Formation” (En-
gels) auf; einerseits mit dem 
Anspruch des Gewaltmo-
nopols - keine allgemeine 
Bewaffnung der Bevölke-
rung, die Macht geht nur 
vom Staat aus - und an-
dererseits mit der Aufga-
be, “im Interesse des Staa-
tes” (letztlich der Gesamt-
heit der Kapitalist*innen) 
die “Ordnung” aufrecht zu 
erhalten. Beschäftigte in 
diesem Repressionsappa-
rat werden vom Staat dafür 
vergleichsweise gut ent-
lohnt: während sich Pfle-
gekräfte ihre Ausbildung 
selbst bezahlen und gratis 
arbeiten müssen, wird die 
Ausbildung bei der Polizei 
vom ersten Tag an voll be-
zahlt.

Weil sich die “Vorfälle” 
und Übergriffe durch die 
Polizei häufen, gibt es zahl-
reiche Vorschläge für eine 
bessere oder andere Polizei: 
angefangen von mehr Geld-
mittel oder Schulungen und 
bessere Kontrolle durch Bo-
dycams über “defund the 
police” (zentraler Slogan in 
den USA nach der Ermor-
dung von George Floyd) bis 
hin zur vollkommenen Ab-
schaffung der Polizei. Bo-
dycams sind sicher kei-
ne Verschlechterung, lösen 
aber nichts an der syste-
mischen Aufgabe der Poli-
zei: Der Aufrechterhaltung 
der bürgerlichen Besitz-
verhältnisse und Ordnung. 
Mehr Geld wird meistens 
in Spezialeinheiten mit be-
sonders krasser Repres-
sion, Bewaffnung oder 
Überwachung ausgegeben, 
bei Streifenpolizist*innen 
kommt davon wenig bis 
gar nichts an. Schulungen 
kratzen nur an der Ober-
fläche und können besten-
falls  Einzelfälle verbessern. 
Wir sagen nicht, dass al-
le Polizist*innen “schlechte 
Menschen” wären; wir sa-
gen, dass es letztlich EGAL 
ist, was ihre persönliche 
oder politische Einstellung 
ist - ob Asylwerber*innen 
gewaltsam oder nett ab-
geschoben werden, ändert 
nichts daran, dass sie abge-
schoben werden. Als Ant-
wort darauf eine ersatzlo-
se Abschaffung der Polizei 
zu fordern, ist im Kapita-
lismus eine Illusion: Sofort 

würde der Staat die Repres-
sionsaufgabe einer anderen 
Struktur übergeben.

Langfristig macht al-
so nur die Errichtung ei-
ner wirklich demokra-
tischen Gesellschaft, die 
nicht mehr auf der Aus-
beutung von Menschen zu 
Profitzwecken beruht, sol-
che Repressionsstrukturen 
unnötig. Wir warten na-
türlich nicht darauf son-
dern verbinden den Weg 
dahin mit dem Kampf ge-
gen repressive Struktu-
ren. Dazu gehört die De-
militarisierung der Polizei: 
Keine Wasserwerfer, kein 
Tränengas, keine Panzer-
fahrzeuge und die Auflö-
sung von Spezialeinhei-
ten. Kein Einsatz der Po-
lizei bei Streiks und im 
Sinne von “Defund the po-
lice” sollen diese Mittel für 
Sozialarbeiter*innen, Bil-
dungswesen und leistbares 
Wohnen eingesetzt wer-
den. Es braucht eine unab-
hängige Kontrolle der Poli-
zei durch antirassistische, 
feministische und v.a. ge-
werkschaftliche Initiati-
ven; dazu gehört auch die 
Kontrolle der Polizei durch 
Nachbarschaften - und 
zwar in Form einer echten 
Demokratisierung durch 
die Wähl- und Abwähl-
barkeit von Polizist*innen. 
Eine solche Demokrati-
sierung braucht also den 
Kampf für ein anderes, ein 
demokratisches und sozia-
listisches System.

Stefan Brandl 

Die Polizei zwischen 
“Freund und Helfer” und 
“All Cops are Bastards” .
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G-8 Gipfel in Genua:
Kein Vertrauen 
in den Staat

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

Im Juli 2001 findet in Genua 
ein G-8 Gipfel statt, es geht 
um die weitere Öffnung des 
Welthandels. Schon seit 

Jahren werden die Treffen 
von „Antiglobalisierungs“-
Protesten begleitet. Bri-
sanz erhält Genua durch 
die neue rechte Regierung 
von Berlusconi. Neben 
der Lega ist die Nachfol-
gepartei des italienischen 
Faschismus dabei. Be-
reits im Vorfeld macht sie 
klar, dass sie die Proteste 

mit Staatsgewalt ersticken 
will. 20.000(!) Sicherheits-
kräfte werden zusammen-
gezogen. Die Polizei eska-
liert, schleust Provokateu-
re ein, Ausschreitungen 
sind die Folge. Der 21-jäh-
rige Demonstrant Carlo 
Giuliani wird von der Po-
lizei in den Kopf geschos-
sen und zweimal überfah-
ren. Tags darauf demonst-
rieren über 300.000. Wäh-
rend Demonstrant*innen 
gejagt werden, parlieren 
die Staatschefs über ih-
re „demokratisch“-libe-
rale Weltordnung. Da-
bei: Schröder und Chirac, 
die gleichzeitig die Regie-
rungsbeteiligung der FPÖ 
in Österreich kritisieren. 
Die offizielle Aufarbeitung 

der Gewaltexzesse der Po-
lizei dauert bis heute, ohne 
nennenswerte Ergebnisse.

An Genua 2001 zeig-
te sich, was vom staatli-
chen „Kampf“ gegen Fa-
schismus und Rechtsex-
tremismus zu halten ist, 
nämlich nichts. Letztlich 
ist aber auch die Antiglo-
balisierungsbewegung von 
damals gescheitert. Sie 
hat sich vom vermeintlich 
„realistischeren“ Weg der 
NGOs mit ihrer Lobbyar-
beit vereinnahmen lassen 
und ist den Weg in die In-
stitutionen gegangen bzw. 
versandet. Eine weite-
re Lehre aus Genua: Orga-
nisieren und selbst aktiv 
werden! 

Albert Kropf

Es geschah vor

20 
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Alle behaupten, „für Frau-
enrechte“ zu sein. Aber 
die Praxis sieht letzten 

Endes dann doch ganz 
anders aus. In Oberös-
terreich etwa kandidiert 
ein ÖVPler, trotz laufen-
dem Strafprozess wegen 
Vergewaltigung. Bundes-
weit wird der Mord an ei-

ner 13jährigen für rassis-
tische Hetze von genau 
jenen missbraucht, die 

keine Mittel für Frauen-
häuser locker machen. 
Der Mainstream-Femi-
nismus mag ein paar zu-
sätzliche Managerinnen 
bringen, aber er tut nichts 
gegen die niedrigen Löh-

ne im Handel oder der 
Pflege und nichts gegen 
überteuerte Mieten. 

Die Unterdrückung von 
Frauen und Mädchen ge-
schieht nicht nur durch 
einzelne Täter, sondern 
ist das Ergebnis eines 
Systems, das auf Aus-
beutung und Unterdrü-

ckung basiert. Deswegen 
brauchen wir auch nicht 
noch mehr Studien, um 
die Ungerechtigkeit auf-
zuzeigen – wir erleben 
sie jeden Tag und können 
gern aus erster Hand be-
richten. Und weil wir das 
alles nicht mehr ertra-
gen wollen und können, 
organisieren wir uns. In 
der sozialistischen femi-
nistischen Initiative Ro-
sa, die offen ist für al-
le, die mit uns gegen Se-
xismus und Kapitalismus 
kämpfen wollen!

Für einen 
sozialistischen 
Feminismus!

Schluss mit leeren Versprechen, 
her mit der vollen Zukunft!

Termin
ROSA organisiert vom 13.7. 

bis 17.8. eine Schulungsreihe 
über sozialistischen Femi-

nismus: U.a. zur Geschichte 
der proletarischen Frauen-
bewegung & marxistische 
Antworten auf Identitäts-

politik. 

Jeweils

Dienstags,

1700 Uhr 
 

Genaue Termine & 
Themen: 

FB: @rosaoesterreich123

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
Kontakt: slp@slp.at

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr

SLP Wien 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr

SLP Brigittenau  
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr

Treffpunkte

Wegen Corona finden 
die Treffen sehr unter-
schiedlich statt, in den 
Lokalen, auf Zoom oder 

im Freien. Wir freuen uns 
auf Deine/Ihre Teilnahme. 

Bitte vorher unter 
www.slp.at/kalender 
schauen, wo bzw. wie 
das Treffen stattfin-

det bzw. unter slp@slp.
at die Einwahldaten für 

Online-Treffen erfragen.


